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60/A 

der Abgeordneten Dr. 

und Genossen 

15. Dezember 1959 

A n t rag 

Hof e n e der, Ben y a 

betreffend die Schaffung eines Mineralölsteuergesetzes 

(Mineralölsteue~gesetz 1959 - MinStG. 1959) 

Die gefertigten Abgeordneten stellen den ., 

A n t rag 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

F 0 1 g t G.e set zen t w u r f 

In formeller Hinsicht wolle der Antrag dem 

Finanz- und Budgetausschuß zugewiesen werden. 
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B und e s g e set z vom ••••••••••••• 1959 

über die Mineralölsteuer (Mineralölsteuergesetz 1959 ,. 
MinstG. 1959). 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

S t e u erg e gen s t a n d • 

. ~ (1) Mineralöl 1 das im Zollgebiet (§ 1 des Zollge­
setzes 1955, BGBl.Nr. 129) gewonnen oder hergestellt oder in 
das Zollgebiet eingeführt wird~ unterliegt einer Verbrauch­
steuer (Mineralölsteuer). 

(2) Mineralöl im Sinue dieses Bundesgesetzes sind 

a) Waren der Nu~mern 27.07 A,. 27.09, 27.10 A bis.D 
und 29.01 C des Zo~ltarife~ (Zolltarifgesetz 1958, 

BGBl.Nr. 74)? 
b) Waren der Nur,mer27. 07 D des Zoll tarifes ,elie 70 oder 

mehr Gewichtsprozent Kohlenwasserstoffe 'enthalten und 
bei deren Destillation bis 200 0 C einscltiießlich der 
Destillationsverluste mindestens 90 Volumprozent übe~- . 
gehen; 

c) Waren der Nummer 27.10 E und I des Zolltarifes, bei 
der'en Destillation bis 3000 C mindestens 20 Volum­
prozent übergehen und deren Viskositat bei'200 C 
nicht mehr als 37,4 Zentistok betragt; 

d) acyclische gesättigte Kohlenwasserstoffe der Nwruner 
29.01 'bldes Zolltarifes, die bei einer Temperatur 

',i 

_von 150 C und einem Druck von einer physikalisc~en 
Atmosphäre flüssig sind und bei deren Destillation 
bis 30'00 C mindestens 20 Volumprozent übergehen; 

e) die in Waren der Nummern 36.08 Bund 98.10 des Zoll­
tarifes enthaltenen flüssigen Brennstoffe der unter 
lit. abis d bezeichneten Art. 
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S t e u e r sät z ~ • 

.ib (1) Die Mineralölsteuer betrigt 46 S für 
100 kg ~igengewicht 

a) der Waren der Nummern 27.07 A und D, 27.1'0 A und B 
und 29.01 C des Zolltarifes~ 

b) der Waren der Nummern 27.10 I und 29'.01 E des ,Zoll~ 
tarife~, bei deren Destillation bis 2000 C ein­
schließlich der Destillationsverlus:t'e mindestens 
90 Volumprozent übergehen.' ' 

(2) Für anderes Mineralöl beträgt die'Mineralöl­
steuer 18 S, für 100 kg Eigengewichi. 

(3) Die in Waren der Nummern 36.08 Bund 98.10 des 
Zoll t~rifes enthal tene'n flüssigen Br.3nnstoffe unterliegen 

, , 

je naCh ihrer Art dem Steuersatz nach Ahs.1 oder Abs.2. 
(4) Eigengewicht ,ist das- Gewicht des Mineralöls ohne 

Umschließung. 

Erhehung der 
a 1'1 lä ß 1 i ~ h 

M i 1'1 e r a 1 öls t e.u e r 
der Ein f uhr • 

. i..1..:.. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes 
bestimmt ist, gelten für die Erhepung der Mineralölsteuer 
für Mineralöl, das in das Zollgebiet eingeführt wird, ainnge-' 
mäß die Bestimmungen des Zollgeset2t~s 1955, BGBl. Nr. 129. 

(2) Die Erhebung der Mineralölsteuer anläßlich der 
Einfuhr von Mineralöl obliegt den Zollämtern. 

60/A IX. GP - Initiativantrag (gescanntes Original) 3 von 49

www.parlament.gv.at



- 3 -

S t e u e r s c h u 1 d , S t e u e r s c h u 1 d n er. 

i..i.:. (1) Die Steuerschuld entsteht dadurch, 

'. 
a) daß rohes _Erdöl (HummoT .. 27.09 'des Z.olTtari:Les)·\f8)u.s..~m BetriE. 
in dem es .gewonnen J 'v'Vurde 1 weggebracht wird oder daß 

Mineralöl aus einem ErzeugungsbetTieb (§ 9) oder 
einem Freilager (§ 13) weggebracht oder in einem 
Erzeugungsbetrieb oder einem Freilager verbraucht 
wird; 

b)daß auf Grund eines Freischeines (§ 19) bezogenes oder 
einge:fii hrtes Mineralöl bestimE1ungswidrig :"verwendet 
oder ohne Bestandteil einer Ware geworden zu sein, 
die kein Mineralöl ,ist', aus dem Verwendungsbetrieb 
(§ 20) weggebracht i wird. 

(2) Die steue rschuld entsteht 

a) in den Fällen des Abs.1 lit.a im Zeitpunkt 
der Wegbringung oder des Verbrauches; 

b) in den Fällen des Abs.1. li t. b im Zeitpunkt 
der·bestimmungswidrigen Verwendung oder 
der Wegbringung. 

(3) Eine Wegbringung liegt vor, wenn Mineralöl aus einem 
Herstellungsbetrieb (§ 9), einem Freilager oder einem Vervlendungs­

betrieb entfernt oder in einem Herstellungsbetrieb oder einem. 
Freilag~r in den Kraftstoffbehälter eines Fahrzeuges gefüllt 

wird. 

§ 5.~ steuerschuldner ist 

1. in den Fällen des § 4 Abs.1 lit.a der Inhaber 
des Herstellungsbetriebes(§ 9) odor des Fre.ilagers? 

2. in den Fällen des § 4 Abs.1 lit.b der Inhaber 
des Freischeine s 1 auf GrUlld dessen das Mire ralöl 
bezogen oder eingeführt wurde. 
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1. Mineralöl, das in einem Erzeugungsbetrieb oder einem Freilager 
zu betrieblichen Zwecken auf andere Art als zum Antrieb von 

. . . 
Motoren, zum Heizen oder Beleuchten verbraucht wird? 

2. r,1ineralöl, das außerhalb 'eines;Erzeugungsbetriebes oder eines 
Freilagers im Rahmen eines Gewerbebetriebes oder eines Betriebes 
gewerblicher Art einer Körperschaft des öffentlichen Rechtes 
a) auf andere Art als zum Antrieb von Motoren, zum Heizen 

oder Beleuchten, 

~' 

b) zum. Erproben. im Betrieb erzeugter Motoren oder Kraftfahraeuge, 
c) zum.Sengen von'Textilien oder 
d) zum Bearbeiten von Glas 
verwendet werden soll, wenn es auf Grund von Freischeinen einge­
filllrt oder aus HerstellungSbetrieben oder Freilagern auf Frei­
scheine abgegeben wird; 

3. Mineralöl, das nicht bereits nach.Z.1 befreit ist und für Zwecke 

eines Herstellungsbetriebes oder eines F~eilagers untersucht 
und dabei verbraucht wird 7 

4. Mineralöl, das von Luftfahr:zeugeneines Luftverkehrsunternehmens 
(§ 101 des'Luftfahrtgesetzes, BGBl.Nr. 253/1957) für Flüge, die 
der Beförderung von Personen oder Sachen ins Zollausland ohne 
Unterbrechung des Fluges im Zollgebiet dienen, aus auf Zoll­
flugplätzen gelegenen Freilagern oder Zollagern aufgenommen wird; 

5. Mineralöl, das von der Abgabenbehörde als Probe entnommen wird; 
6. Mineralöl, das an ausländische diplomatische oder berufskonsula-

" . 
rische Vertretungen zum Betrieb ihrer Dienstfahrzeuge oder das 
an ausländische diplomatis che Personen (Missionschefs, .Gesandt­
schaftsräte, Gesandtschaftssekretäre und Attach~S) und Beruf~­
konsuln (Generalkonsuln, Konsuln und Vizekonsuln) zum Betrieb 
ihrer Kraftfahrzeuge abgegeben wird, soweit G;egenseitigkeit 
gewährleistet ist. 
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~ (1) Für Mineralöl? für das die steuerschuld an­
läßlich der Einfuhr oder gemäß § 4 Abs.1 lit.a entstan-

den ist, ist die Mineralölsteuer nicl1.t zu erheben oder auf. 
Antrag des steuerschuldners die entrichtete Mineralölsteuer 
zu erstatten, 

a) wenn es in einen brzeugungsbetrieb oder in ein 
Freilager aufgenomoen oder zurückgenommen wurde 
oder auf dem Transport in einen Erzeugungsbe­
trieb oder in ein Freilager zugrundegegangenist~ 

b) wenn es vom Steuerschuldner aus dem Zollgebiet 
ausgeführt wurde oder von die sem in etas Zollaus­
land verbracht oder versendet werden sollte, je­
doch auf dem Transport zugrundegegangen ist; der 
Austritt des Mineralöls über die Zollgrenze ist 
durch Austrittsanzeige (§ 124 des Zollgesetzes 
1955) nachzuweisen. Wurde das aus dem Zollgebiet 
ausgeführte Mineralöl im Ausgangsvormerkverkehr 
ins Zollausland verbracht oder versendet, so ist 
die Mineralölsteuer nur für das im Zollausland 
verbliebene Mineralöl nicht zu erheben oder auf 
Antrag zu erstatten; der Verbleib des Mineralöls 
im Zollausland ist durch den Ausgangsvormerkschein 

nachzuweisen. 

(2) Wur de für das im § 6 Z. 6 bezeichnete Mineralöl 
die Mineralölsteuer bersits 3ntrichtet, so ist sie auf An­
trag des Ilieferanten zu erstatten oder zu vergüten. 

(3) Die Erstattung d f3r IVIiU(n~alölsteuer nach Abs.1 
oder 2 obliegt der Abgabenb~härde, an die der zu erstat­
tende Steuerbetrag entrichtet wurde~ Die Vergütung der 

\ 

l'iineralölsteuer nach Abs.2 obliegt dem für {ti.~ ]lt'l'H~b\in~ 

der Mineralölsteuer sadiich zuständigen Finanzamt? in 
dessen Bereich sich di8 Geschäftsleitung des Lieferanten 

befindet. 

60/A IX. GP - Initiativantrag (gescanntes Original)6 von 49

www.parlament.gv.at



- 6 -

S e 1 b s t b e r e c h nun g , Fes t set z u n g 
und Fäll ig k e i t der Mine ra 1 öl 

s t e u er. 

~ (1)' Der steuerschuldner (§ 5) hat bis zum :8nde 
eines jeden KalendGrmonats bei dem für die Erhebung der 
Mineralölsteuer zuständigen Finanzamt, für jede Mineralölart 
get~ennt, das Eigengewicht jenes Mineralöls schriftlich 
anzumelden, für das im vorangegangenen ~!Ionat die steuerschuld 
nach § 4 Abs.1 entstanden ist. In einem ~rzeugungsbetrieb 

I 

verbrauchtes Mineralöl, auf das sich die Aufzeichnungspflicht 
(§ 31) nicht erstreckt, braucht nicht angemeldet zu werden. 
Der steuerschuldner hat il;1 d\?r Anmeldung jene im angemeldeten, 
Eigengewicht enthaltenen Mengen abzuziehen, die auf Mineralöl 
entfallen, das gemäß § 6 von der tline ralölsteuer befreit ist, 
oder für das bis zum Tag del;' Anmeldung 'einer der im § 7 Abs.' 
lit. a oder bangeführten Tatbestände'verwirklicht wurde; 
die abgezogenen Mengen sind nach den Be'freiungsgründen des § 6 

und den im § 7 Abs.1 angeführten Tatb,eständen aufzugliedern. 
Von den nach Vornahme dieser Abzüge verb leibenden Mengen 
hat d er steuerschuldner in der Anmeldung die IJineralöl­
steuer, zu berechnen (Selbstberechnung) und d.en errechneten 

'Steuerbetrag bis zum 20. des auf das EntstehGn der St@uer­
schuld folgenden zweiten Kalendermonats zu 'entrichten~ Die Ver­
pflichtung zur Anmeldung pesteht auch dann, wenn für das an­
zumeldende ~!.[ineralöl keine Mineralölst,euer zu entrichten ist. 

(2) Der dteuerschuldner hat für jeden Herstellungs­
betrieh, jedes Freilager und jeden Vervvendungsbetrieb eine 
gesonderte Anmeldung einzureichen. 

(3) TJnterläßt der steuerschuldner die Anmeldung, erweist 
sich die Anmeldung als unvollständig bderdle Selbstbe­
rechnung als nicht richtig, so ist ein Steuerbescheid zu er-

I ' , 
lassen. Der festgesetzte Steuerbetrag ist ,unbescha<'iet der 
Verpflichtung zur Entrichtung eines Säumniszuschlages binnen 

/einer Woche nach Bekanntgabe des Bescheides zu entrichten; . 
endet diese Frist vor dem im Abs.1 bezeichneten Fälligkeits­
tag, so ist der Steuerbetrag bis zu diesem Tag zu entrichten. 
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Her s tel I u n g s bot r i .e .be • 

~ (1) Her~tellungsbetriobe im Sinne dieses Bundos­
gesetzes sind Betriebe, in denon rohes 3rdöl ge~nnen wird 
(ErdölgewinnungSbetriebe) oder in donon duroh Bearbeitung 
odor Verarbeitung von Rohstoffen, Halb- od~r Fertiger­
zeugnissen allor Art Mine ralöl hergestellt wird C::;rzeugungs­
betriebe). 

(2) Betriebe, in donen Mine~alöle miteinander 
gemischt werdon oder nire ralöl mi t anderen Stoffen 
gemischt wird, sind nur dann Erzeugungsbetriebe, 

&) wenn Mineralöl im Betrieb auch auf a ndore Art herge­
stellt wird, oder 

b) wenn das Mischen den ausschließlichen oder 
überwiegenden Betl!?iebsgegenstand bildet, oder 

c) wenn der gewichtsmäßige Anteil der anderen 
Stoffe am Gemisch mehr als 5 ~b beträgt· und 
das Gemisch nicht ausschließlich im Betrieb 
verwendet wird. 

(3) Als Betriebsinhaber gilt di.c Person oder Personon­
vereinigung, für deren Rochnung der Betrieb geiührt wird. 

tJ O. (1) Wer ei nen Erz.:mgungsbe trieb eröffnen 
will, hat dem für die Erhebung der Mineralölsteuer 
sachlich zuständigen Finanzamt, in dessen Bereich sich 
der Betrieb befindet, spätestens zwei V{ochen vor der 
Eröffnung eine mit einem Grundriß versehene Beschreibung 
dos Betriebes sowie eine Beschreibung des Herstellungs-

. verfahrens, der Lagerung, der Verwendung und dos Ver­
brauches.von Mineralöl im Betrieb vorzulegen (Betriebs­
anzeige). Das Finanzamt hat das Ergebnis der Üborprüfung 
d;:;r Betriebsanzeige in.einer mit dem Betriebsinhaber 
aufzunelj.menden NiedG"rs.chrift (Befundprotokoll.) festzu­

halten. 
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(2) Der Botriebsinhaber ist verpflichtet, dem Finanz­
amt (Abs.1) die Jiröffnung des Betriebes, je de Änderu ng der 
in dor Betriebsanzeige oder im Bofundprotokoll angegebenen 
Vorh,e.l tnissesewie jede länger als einen" Monat dauernde 
:GinsteIlung Ulld den Z0i tpunkt der Yvioderaufnahmed'os 
Betriebos anzuzeig~ 

(3) Die Anzeigen (A~s.2) sind binnen drei Tagen, 
gerechnet vom Eintritt dos anzuzeigenden 3reignisses; 
schriftlich zu erstatten. Das Befundprotokoll ist g soweit 
erforderlich, zu ergänzen. 

J 11. (1 )' Das Finanzamt .( § 10 Abs.1)' kann für 
einen Erz0ugungsbetriebbesondere Überwachungsmaßnahmen 

aner dnen, 

a) wenn Einrichtungen, die für die Ausübung der 
amtlichen Aufsicht notwendig sind, im Betrieb 
nicht vorhanden sind, oder 

b) wenn im Betrieb Einrichtungen vorhanden ,sind, 
die die amtliche Aufsicht ersch'v'lerenoder, 

vorhind ern, od er 
c) wenn clen Best'immungon dieses Bundesgesetz'es 

im Zusamme nhang mi t d ör • Führung des Be tri e b e s 
zuwidorgohand01t und doshalb eine Strafe wegen 
eines Finanzvergehens mit Ausnahme dGr Finanz­
ordnungswidrigkeiten verhängt wurde. , ' 

(2) Die Anordnung besonderer Überwachungsmaßnahmen 
ist aufzuheben 

a) in den Fälleü des Abs.1 l-i t. a und b, sobald' 
die Umstände ~eggefallen sind,die für die 

I 

Anordnung maßgebend waren? 
b) inden Fällc3l1 des Abs.1 lit. c, sobald aus­

reichende Gewäb,r gegeben ist, daß Zuwider­
handlungen nicht mehr vorkomm::; n. 
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§ 12. Das in einem Herstellungsbetrieb befindliche 
Mineralöl gilt im Falle der Einstellung des Betriebes 
auf' Dauer als im Zeitpunkt der Betri8bseinstellung 
weggebracht. 

F r eil a ger • 

§ 13~ (1) Ein nicht zu den Erzeugungsbetrieben 
zählender Betrieb od er ein Teil eines solchen,- d er zur 
Lagerung von Mineralöl bestimmt ist, ist auf Antrag des 
Betriebsinhabe rs zum Freilager zu erklären (Freilager­
bewilligung) , wenn die im Abs.2 geforderten Bedi ngung en 
erfül~t sind. 

(2) Die Freilagerbewilligung ist nur Betriebsin­
habern, deren Firma im Handelsregister eingetragen ist, 
c.;derBetrieben gewerblicher Art von Körperschaften des 
öffentlichen Rechtes zu erteilen, wenn kein Ausschließungs­
grutld (§ 14-) vorliegt, ein jährlicher Ums'atz von'mehr als 
100.000 kg Mineralöl glaubhaft gemacht und eine Sicherheit 
geleistet wird,welche der auf den durchschnittlichen 
LagerbesteLUd entfallenden Mineralölsteuer . entspricht. 

(3) Als Freilagerighaber gilt die Person oder 
~ersonenvereinigung, auf deren'Namen oder Firma die Frei­
lagerbewi11igung lautet. 

§ 14-. (1) Personen, odie wegen eines Verbrechens, 
wegen eines aus Ge.winnsucht begangenen Vergehens oder einer 
solchen Übertretung oder 'wegen eines Finanzvergehens 
gerichtlich bestraft wurden, darf eine Freilagerbewilli­
gung nicht vor Tilgung der Verurtei lung erteil t werden~-

(2) Personen, die wegen eines Finanzvergehena mit 
.(\.usnahme der, Finanzordnungswidrigkeiten von der Finanz­
strafbehörde bestraft wurden1 darf eine Freilagerbewilligung 
erst nach Ablauf einer Frist von drei Jahren, wenn .eine 
Freiheitsstrafe verhängt wurde, erst nach Ablauf einer 
Frist von fünf Jahren erteilt werden. Die Frist beginnt, 
sobald die strafe vollzogen oder nachgesehen worden ist. 
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(3) Juristischen Personen oder Personen­

vereinigungen ohne eigene Rechtspersönlichkeit darf 

eine Freilagerbe'vvill'~gung nicht erteil t werden, wenn 

bei einer zu ihrer Vertretung bestellten oder ermächtigten 

Person ein Ausschließungsgrund nach Abs ~ 1 oder 2 vorliegt'. 

(4) Betriebe oder Tale von Betrieben dürfen nicht 

zum Freilager erklärt werden, 

a) soweit 'sie sich nicht in der Gewahrsame des 

Antragstellers~befinden, oder 

b) wenn :2inrichtungen, die für die Ausübung 

der amtlichen Aufsicht notwendig sind" im 

Betrieb nicht vorhanden sind, oder 

c) wenn im Betrieb Einrichtungen vorhanden sind, die die' 

'amtliche Aufsicht erschweren oder verhindern'~' 

.t 15. (1) Der Antrag auf Erteilung e~ner Freilager-

bewilligung ist bei dem für die }~rhebung der 1Uneralöl-

steuer sachlich zuständige'n Finanzamt schriftlich ein­

zubringen, in dessen Bereich sich der zur Lagerung des . 

Mineralöls bestimmte Betrieb oder Betriebsteil befindet-; 

Die Eingabe, ,in der der Antra:ggestell t wird, muß alle, 

Angaben über die für die Ertei lung der Bewilligung geforderten 

Voraussetzungen (§ 13) , enthal telSl;beizufügen sind die 

Unterlagen für den Nachweis und die Glaubhaftmachung 

der Angaben~ eine mit einem G,rundr,iß versehene Beschrei­

bung des Betriebes und eine Beschreibung C!.er La.gerung, 

der Bearbeü tung oder Verarbei tung y der Verwendung, und 

,des Verbrauches von Mineralöl im Betrieb. Das Finanzamt 

hät das Ergebni~ der Überprüfung der eingereichten Be- ' 

schreibungen in einer mit dem Antragsteller aufzu­

nehmenden Niederschrift (Befundprotokoll ) festzuhaI ten~ 

Auf diese Beschreibungen kann in späte,r:en Eingaben 

desselben Antragstelle~s Bezug genommen werden, soweit 

Änderungen: der darin angegebenen VerJl:n.äl tnisse nicht ein­

getreten sind. 
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(2) Die Entscheidung über den Antrag obliegt dem 

im Abs.1 bezdichneten Finanzamt .. Im Bewilligungsbescheid 
ist die örtliche Begrenzung des Freilagers anzugeben. 

(3) '.7ennder Freilagerinhaber:- schriftlich beantragt, 
den räumlichen Umfang des Freilagers einzuschränken~ oder 
wenn Teile eines Freilagers aus der Gewahrsame des Frei­
lagerinhabers ausgeschieden sind, hat das Finanzamt einen 
den Bewilligungsbescheid ändernden Bescheid zu erlassen, 
ir:. dem die nunmehrige örtliche Begrenzung des, Freilagers 
anzugeben ist. Mit Wirkung ab dem Tag der Bekanntgabe 
dieses Bescheides gilt der I nhal t des Bewilligungsbe'scheides 

als entsprechend geändert. Wird der ändernde Bescheid auf' 
Antrag erlassen, so kann im Einvernehmen mit dem Freilager­
illi~aber durch den Bescheid ein anderer, nicht~ vor der Ein­
bringung des Antrages liegender Tag bestiml'Jt werden, ab 
dem der Bewilligungsbescheid als geähdert gilt • 

. § 16.. (1) Der Fre ilagerinhaber ,ist verpflichtet, 
dem Finanzamt (§ 15 Abs.1) die Inbetriebnahme des Freilagers, 
jede l.i.nderung der in den eingereichten Beschreibungen oder 
im Befundprotokoll angegebenen Verhältnisse sowie jede länger 
als einen Monat dauernde Eins teIlung und den Zeitpunkt 
der Wiederaufnahme des Betriebes anzuzeigen. 

(2) Die Anzeigen sind binnen drei Tagen, gerechnet 
vom Eintritt des anzuzeigenden Ereignisses, schriftlich 
zu erstatten. Das Befundprotokoll ist~ soweit erforderlich, 
zu ergänzen • 

.§ 17..:.. (1) ])as, Recht zur, FÜhrung eines Freilagers 
erlischt 

a) durch Widerruf der Freilagerbewilligung; 
, . 

b) durch Verzicht, wenn dieser schriftlich oder 
zu amtlicher JJiederschrift erklärt wird 9 

c) durch Einstellung des Betriebes auf Dauer; 
d) bei einem Übergang des Betriebes im ~rbweg auf 

den Erben mit dem Eintritt der Rechtskraft des 
Einantwortungsbeschlusses oder mit der tatsächlichen 
Übernahme des Betriebes durch den Erben auf Grund eines 
vorhergehenden Beschlusses über die Besorgung und 
Benützung der Verlassenschaft, bei einem sonstigen 
Übergang des Betriebes mit dessen tatsächlicher Über­
nahme durch eine andere Person oder Personenvereinigung. 
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(2)1>ie Freilagerbewilligung ist zu· viiderrufen, 

a) ,;venn nachträglich Tatsachen eingetreten sind, bei 
deren Vorliegen im Zeitpunkt der Erteilung der 
Freilagerbewilligung der gemäß § 15 Ans.1 gestelite 

. , 
Antr~g abz,uweisen gewesen wäre 9 und das Recht 
zur Führung des Freilagers nicht bereits k~aft Ge­
setzes erloschen ist~ oder 

b) wenn der Betrieb nicht auf Dauer eingestellt wird 9 

aber während eines Zeitraumes von mehr als sechs 
Monaten keinr.Uneralöl gelagert wurde. 

§ 18. M~neralöl, das sich im Zeitpunkt des Erlösehens 
des Rechtes zur Führung des Freilagers im Freilager befindet, 
gilt als im Zeitpunkt des 'Erlös chens weggebracht,. ' 

F.reisch.eine'. 

§1~., (1) Freischeinesind für Mineralöl auszustellen, . .. . . ". 

das zu einer. nach § 6Z. 2 begünstigten Vervvendung bezogen 
. . 

.. oder eingeführt werden soll. 

(2). Abs .1 gilt nicht für Nineralöl, das ohne bearbeitet 
oder verarbeitet zu werden weitergegeben werden soll • 

. ,. 
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§ 20...::. (1) Freischeine sind auf Ant'rag des Inhabers des 
Betriebes, in dem das Mineralöl verwendet werden soll 
(Verwendungsbetrieb), für den nachgewiesenen Bedarf aUBzustellen~ 
wenn kein Ausschließungsgrund (Abs.2) vorliegt. Kann der 
Bedarf nicht nachgewiesen oder dem Betriebsinhaber der 
Nachweis nicht zugemutet werden~ so ist der Bedarf glaub-
haft zu mache'n" 

(2) Freischeine dürfen nicht ausgestellt werden, 

a) wenn die bestimmungsmäßige Verwendung des Hineralöls 
durch Überwachungsmaßnahmen des Finanzamtes nicht 
gesichert werden kann oder nur durch umfangreiche 
oder zeitrauhenffi.e Maßnahmen gesichert werden könnte, 
oder, 

b) wenn beim Betriebsinhaber ein Ausschließungsgrund im 
Sinne ~es § 14 Abs.1 bis 3 vorliegt. 

§ 21. (1) Der Antrag auf Ausstellung eines Fr'eischeines 
ist bei dem für die Erhebung der Mineralölsteuer sach lieh 
zuständigen Finanzamt schriftlich einzubringen, in 'dessen 
Bereich s.ich der Verwendungsbetrieb befindet~ Die Eingabe~ 
in der der Antrag gestellt wird, muß alle Angaben. über die 
für die Ausstellung des Freischeines geforderten Voraussetzun­
gen (§§ 19 und 20) enthalten; beiz'Ufügen sind di,e Unterlagen 
für den Nachweis und die Glaubhaftmacbung der Angaben, eine 
Beschreibung des Ve~~endu~~triebes und eine Beschreibung 

. . 
der Lagerung, der Verwendung und des Verbr:auches von Mineralöl 
im Betrieb. Das Finanzact hat das Ergebnis der Überprüfung 
der eingereichten Beschreibungen in einer mit dem Betriebs­
inhaber a'Ufzunehmenden Niederschrift (Befundprotokoll) fest­
zuhalten. Auf diese Beschreibungen kann in späteren Eingaben 
desselben Antragstellers Bezug genoffillB n 'Nerden, soweit lnderungen 
der darin angegebenen Verhältnisse nicht eingetreten. sind • 

. (2) Die Entscheidung über den Antrag obliegt dem. im 
Abs.1 bezeichneten Finanzamt. 
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i_22. (1) Im Freischein sind anzugeben 

a) der Name (die Firma) und die Anschrift des zum Bezug 

!"", 

und zur ..Einfuhr des· Mineralöls Berechtigten (Freischein- . 

inhaber) ? 

b) die Bezeichnung und die Anschrift, des Verwendungs-
betriebes, 

c) ~~e Art und die Menge des Mineralöls; 
d) der Zweck, zu dem das Mineralöl verwendet werden 

. darf] 

e) der Zeitraum, innerhalb dossen das Mineralöl bezogen 
oder eingefütlrt werden darf, die ser Zeitraum darf die 
JPrist eines Jahres, ger3chnet vom Tag.der Ausstellung 
des Freischei'nes~ nicht überschreiten. 

(2) Wenn Mineralöle verschiedener Art benötigt werden, 
ist für. jedes Mineralöl ein gesonderter Freischein auszu­
stellen. 

(3) Für das benötigte Mineralöl sind auf Antrag 
mehrere, auf' Teilmengen lautende Freischeine auszustel1en-. 

§ 23.(1) Ein,Freischeininhaber, der auf Grund eines -Freischeines pezogenes oder eingeführtes Mineralöl zu einem 
, , 

begünstigten Zweck verwenden will, der im Freisohein nicht 
'angegeben ist, kahn sch~iftlic~ beantragen, daß die im Frei­
schein enthalt enen Angaben über den VerwendungszYileck (§ 22 
Abs.1 1i t. d) durch einEm :8rg!il1zungsbescheid geändert oder 
ervfGi tert vferden. 

(2) Die~ingabe, in der der Antrag gestellt wird, 
muß eine Beschreibung der beabsichtigten Verwendung des Hineral­
öls sowie die erforderliohenergänzenden Angaben zu der im. 
§ 21 Abs. 1 be'zeichne ten :Dinsabe enthalten. . 

(3) Dem Antrag ist stattzugeben, soweit di~ beabsichtigte 
Verv,,~ndung d es Mineralöls nach § 6 Z. 2 begünstigt ist 
und Umstände der im § 20 Abs.2 'lit.a bezeichneten'Art nicht vor­
liegen. Wenn dem Antrag stattgegeben wird, "list das Befund­
protokoll entsprechend zu ergänzen. 
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§ 24. (1) Der Freischeininhaber hat dem Lieferanten 
bei jedem l11ineralölbezug den entsprechenden Freischein 

.. 's 

vorzuweisen. Der Lieferant ist verpflichtet~ den Tag der 

Abgabe sowie die Art und das Eigengewicht des abgegebenen 
Mineralö~s auf dem Freischein zu bestätigen • 

. (2) Bei der Einfuhr von Mineralöl hat der Verfügungs­
berechtigte den entsprechenden~Freischein dem Zollamt vorzu­
legen, bei welchem das eingeführte ~!Iineralöl zum freien Ver­
kehr oder zum Vormerkverkehr abgefertigt wird. Das Zollamt 
hat den Tag der Abfertigung sowie die Art und das Eigenge-· 
wicht.des abgefertigten Mineralöls auf dem Freischein zu 
bestätigen. 

(3) Die Bestätigungen nach Abs.1 und 2 sind in der 
Form auszustellen, daß .aus dem Freischein die jeweils noch 
zum Bezug und zur Einfuhr verbleibende Mineralölmenge zU 
ersehen ist. 

~ 25~ (1) Der Freischeininhaber ist verpflichtet, 
dem Finanzamt (§ 21 Abs.l) jede Änderung der.in den einge-

-
reichten BeSChreibungen oder im Befundprotokoll angegebenen 
Verhältnisse sowie jede länger als einen Monat dauernde 
Einstellung und den Zeitpunkt der Wiederaufnahme &les Betriebes 
anzuzeigen. 

(2) Die Anzeigen sind binnen drei ~agen~ gerechnet vom 
Eintritt dis anzuzeigenden Ereignisses, schriftlich zu er­
statten. Das Befundprotokoll ist, soweit erforderlich, zu 
ergänzen. 

§ 26. (1) Wenn'auf Grund eines Fraischeines bezogenes oder 
eingeführtes Mineralöl zu einem Zweck verv.renclet wird, der 
weder im Freischein noch in einem zu diesem erlassenen TIr­
gänzungsbescheid (§ 23) angegeben ist, liegt eine bestimmungs­
widrige Verwendung vor. 

(2) l11ineralöl~ das in einem Verwendungsbetrie"b bei 
Untersuchungen verbraucht wird, die mit einem begünstigten 
Verwendungszweck,zU'sammenhängeu? gilt nicht als bestimmungs­

widrig verwendet. 
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j 27. Wird auf Grund eineS Freischeines b~zogenes-oder 
eingeführtes Mineralöl; aus dem verwendungsbetrieb weggebrachiw, 

I 

so sind auf den Verwendungsbetrieb, den Freischeininhaber und 
das weggebrachte Mineralöl alle Bestimmungen dieses Bundesgesetzes, 
welche die Wegbringung von Mineralöl aus einem Erzeugungsbetrieb 
betreffen, sinngemäß anzuwenden, wenn das Mine ralöl weder be­
stimmungswidrig verwendet vvurde (§ 26) noch als jestandteil 
einer Ware wegge brqcht wird,' die kein Mineralöl ist. 

§ 28·~ ( 1,) Soweit das Recht, Mineralöl auf Grund eines 
Freiscl1eineszu beziehen und.einzuführen, nicht ausgeübt 
wurde, erlischt eS 

a) durch Zeitablauf (§ 22 Abs.1.1it.e)? 
b) durch Verzicht, wenn dieser schriftlich oder zu amt­

licher Niederschrift erklärt wird; 
c) durch Einstellung des Betriebes auf Dauer; . 
d.) bei einem Übergang. des Betriebes im Erbweg auf den 

Erben mit dem Eintritt.der Rech\;skraft des Einant­
wo~tungsbeschlusses oder mit der tatsächlichen Übe~­
nahme des Betriebes durch den Erben auf Grund eines 
vorhergehenden Beschlusses über die Besorgung und Be­
nützung der Verlassenschaft, bei einem sonstjg en Über­
gang des Betr:iebes mit dessen tatsächlicher Übernahme 
durch eine andere Person oder Persorenvereinigung; 

e) durch Eintritt eines im § 20 Abs.2 lit.b 
bezeic~meten Ausschließungsgrundes ; 

f) durch Widerrufües Freis cheines·. 

(2) Ein Freischein ist zu widerrufen, w~nnnachträglich 
Tatsachen eingetreten sind, bei deren Vorli§~~n im'Zeitpunkt 
der Ausstellung der gemä,ß § 21 Abs.1 ge stellte Antrag abzu­
weisen gewesen wäre, und das Recht, Mineralöl auf Grund dieses 
Freischeines zu beziehen und einzuführen, nicht bereits kraft 
G$setzes erloschen ist: 

(3) Die im Finanzstrafgesetz~ BGB1.Nr.129/1958, ent­
haltenen Bestimmungen über die g~setzlichen Wirkungen der 
Bestrafung bleiben unberührt • Soweit nach di~sen Besti1l1InUngen 
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die durch den Freischein eingeräumte Begünstigung als nicht 

erteilt gilt, sind alle Bestimmungen dieses. Bundesgesetzes, 
welche die besti,mmungswidrige. Very,rendung von Mineralöl be­
treffen, sinngemäß anzuwenden. 

§ 29. (1) Auf Grund eines Freischeines bezogenes oder 
eingeführtes Mineralöl, das sich im Verwendungsbetrieb 
hefindetoder noch nicht in diesen aufgenommen v/urde, gilt" 
soweit es nicht bestimmungswidrig verwendet oder zum Be­
standteil einer Ware wurde, die kein Mineralöl ist, als 
in dem Zeitpunkt aus dem Ve:rvvendungsbe-crieb weggebracht (§ 27), 

a) in dem der Freischein widerrufen wird; 
b). in dem durch.Bescheid festgestellt wird, ·daß ein 

im § 20 Abs.2 lit. a bezeichneter AussChließungsgrund 
eingetreten ist? 

c) in dem beim Betriebsinhaber ein im § 20 Abs.2 lit.b 
bezeichneter Ausschließungsgrund eintritt} 

d) in dem der Betrieb auf Dauer eingestellt wird 7 
e) in dem bei einem Übergang des Betriebes im : .. ~rbweg auf 

den Erben a.ie Rechtskraft des Einantwortungsbeschlusses 
eintritt oder der Erbe den Betrieb auf Grund eines 
vorhergehenden Beschlusses überd~ Besorgung und 
Benützung der Verlassenschaft tatsächlich übernimmt 
oder in dem bei einem sonstigen Übergang des Betriebes 
dessen tatsächliche Übernahme durch eine andere Person 
oder Personenvereinigung stattfindet. 

(2) Mineralöl, das auf Grund eines Freischeines bezo-
gen oder eingef1ilirt wird, nachdem das Recht, Mineralöl auf 
Grund dieses Freischeines zu beziehen und einzuführen, aus 
anderen Gründen als durch Zeitablauf erloschen ist, gilt als 
im Zeitpunkt des Bezuges oder der Einfuhr aus dem VerwendungS­
betrieh weggebracht (§ 27). 

§ 30. Der Freischeininhaber ist verpflichtet, jed~n Frei~ 

schein binnen zwei 'Nochen na. eh dem Ende des darin angegebenen 
Zeitraumes (§ 22 Abs.1 lit. e) dem Finanzamt zurückzugeben~ Wenn 
das Recht, Mineralöl auf Grund eines Freischeines zu,beziehen 
und einzuführen 9 schon vor dem .Gnde des im Freischein angegebenen 
Zeitraumes erloschen ist, so ist dieser Freischein binnen z\ivei 
Wochen, gerechnet vom Zeitpunkt des _Grlös chens, zurückzugeben. 
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Auf z e ich nun g s p f 1 i c h't 0 

D-L>( 1) Der Inhaber eines Erzeugungsbetriebes ,hat Auf­
zeichnungen zu führen, aus denen hervorgehen muß, welches, 
Mineralöl 

a) i~ Betrieb hergestellt wurde; 
bl in den Betrieg ,aufgenommen, wurde? 
c) im Betrieb verbraucht wurde; soweit das verbrauchte 

,Mineralöl von der T,Iine:i.~alölst;euer befreit ist, besteht 
die Aufzeichnungspfli'chtnur; v~enn für den Betrieb. be­

sondereÜbervvachungsmaßnahmen angeorc.i.net wurden~ 
d) aus dem Betrieb weggebrRcht wblrde. , 

(2)'Aus,denAlifzeichnungen müssen zu ersehen sein 
I ' 

a) für das im Betrieb hergestellte Mineralöl die Art und 
das Eigengewicht sowie der Tag ,der Herstellung;' 

b) für das in' den Betrieb aufgenommene Mineralöl die Art 
und das Eigengewicht, der Tag dc;r Aufnahme, der Name 
(die Firma) und die Anschrift des Lieferanten; zusätzlich 
müssen entweder aus den Aufz~ichnungen oder den Belegen 
zu ent~ehmen sein, 

1. ,wenn das Mineralöl aus einem Herstellungsbetrieb oder 
einem Freilager bezogen wurde, die Bezeichnung und die 
Anschrift des Herstellungsbetriebes od er Freilagers ; 

, , ' 

2. wenn das Mineralöl eingeführt \lvurde, der Tag der 
Abfertigung zum "freien Verkehr oder zum Vormerk­
verkehr, die Bezeichnung des Zollamtes, bei dem die 
Abfertig~ng stattfand, sowie cl er Name (die ·Firma) 

i 

und die Anschrift des Verfügungsberechtigten; 

c) für das im Betrieb verbrauchte }..'[ineralöl die Art und das 
Eigengewicht sowie der Tag und d.ie Art des Verbrauches? 

d) für ,das aus dem Betrieb weggebrachte Mineralöl e1ie Art 
und das Eigengewicht, der ,Tag der Wegbringung, der Name 

, 
(die Firma) und die Anschrift des Abnehmers; zusätzlich 
müssen entweder aus den Aufzeichnu~gen oder (ten Belegen 
zu entnehmen sein, 
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1. wenn das Mineralöl in einen Erzeugungsbetrieb 

oder ein Freilager aufgenommen werden soll, die 

Bezeichnung und die Anschrift des Erzeugungsbetrieoes 
Oder Freilagers; 

2. wenn das Mineralöl auf einen Freischein abgegeben 

wurde, die Ausstellungsdaten des Freischeines 
(Finanzamt, Zahl, Tag der Ausstellung) sowie die 

Bezeichnung. und die Anschrift des Verwendu ngsoe­
t:riebes; 

3. wenn das Mineralöl aus dem Zollgebiet ausgeführt. 
wurde, der Tag des Austritts über die Zollgrenze. 

i.l..?..;!. (1) Der Inhaber eines ErdölgewinnungsbetriEilJes hat 
Aufzeichnungen zu führen, aus denen hervorgehen muß, welches im 

Betrieb gewonnene rohe Erdöl auS dem Betrieb weggebracht wurde. 
(2) Die Aufzeichnungen müssen den Bestimmungen des § 31 

Abs.2 lit. d entsprec~en. 

§ 33. (1) Der Fre ilagerinha bel' hat Aufzeichnungen , 
zu führen, aus denen. horvorgehen muß, welchesJYIinera.~öl 

a) in das Freilager aufgenommen wurde; 

b) im Freilager verbraucht vmrde; 
c) aus dem Freilager weggebracht "wurde. 

(2) Die Aufzeichnungen müsse'n den Bestimmungen eles 
§ 31 Abs.2 lit. b bis d en~sprechen. 

§ 34. (1) Der Freischeininhaber hat Aufzeichnungen zu 
führen,' aus denen hervorgehen muß, welches auf Grund eines 

Freischeines bezogene oder eingeführte Mineralöl 
a) in den Verwendungsbetrieb aufgenommen vvurde; 
b )im Verv~'endungsbetrieb verwendet wurde; 
c) aus dem Verwend-llngsbetrieb weggebracht wurde. 
, 

(2) Aus den Aufzeichnungen müssen für das im Betrieb ver- . 
wendete Mineralöl die Art und das Eigengewicht.sowie der Tag' 
und die Art qer Verwendung zu ersehen sein. Die Aufzeichnungen über 
das in den Betrieb aufgenommene oder aus d.em Betrieb wegge-
brachte Mineralöl müssen den Bestimmungen des § 31 Abs.2 
lito bund d entsprechen. 
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(3) Solange eine Aufzeichnungspflicht nach Abs.1 
besteht, hat der Freischeinibhaber Aufzeichnungen des 
in den Absätzen 1 und 2 angegebenen Ip.halts auch für Mim ralöl 
zu führen, das nicht auf Grund von Freischeinen bezogen oder 
eingeführt wurde, aber dem auf Grund von Freischeinen 
bezogenen oder eingeführten gleichartig ist. 

, , 

§ 35. (1) Die Aufzeichnung~n (5§31 bis 34) sind im 
Betrieb zu führen. 

(2) ~ie Eintra~ungen in die Aufzeichnungen sind in der 
Regel am Tag der Herstellung, der Aufnahme" der '\Negbringung, 
des Verbrauches oder der Verwendung des Mineralöls, spätestens 
jedoch am zwei,ten darauf :folgenden Vverktag, vorzunehmen. 

Amt 1 ich e A u:f s ich t • 

§ 36. (1) Herstellungsbetriebe, Freilager, Betriebe, 
in denen' si'ch', ein Freilager befindet, und Verwend ungsbe­
triebe unterliegen d3r amtllchen Aufsicht._. 

(2) Transportmittel und Transportbehältnisse unterliegen 
1 

der amtlichen Aufsicht, wenn anzunehmen ist,' daß d'ami t 
Mineralöl befördert' wird. 

(3) Die amtliche Aufsicht obliegt dem für die Erhebung 
der Mineralölsteuer sa~li?h zuständigen Finanzamt, in dessen 
Bereich sich der zu beaufsichti~endeBetrieb oder Gegenstand 

, 

befindet. 

§ 37. (1) Die amtliche Aufsicht umfaßt alle Über­
wachungsmaßnahmen des Finanzamtes, die erforderlich sind, 
um zu verhindern, daß Mineralöl der Best,euGrung entzo~en 

wird~ 

(2) In Ausübung qer amtlichen Aufsicht ist 'das 

Finanzamt befugt, 
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a) in den im § 36 angeführten Betrieben und Transport­
mitteln Nachschau zu halten; 

b) Transportbehältnisse (§ 36 Abs.2) auf ihren Inhalt 
zu prüfen; 

c) Mineralölproben und Proben solcher Waren unentgeltlich 
.zu entnehmen, die zur Verwondul1g bei der Herstellung 
'von Mineralöl bestimmt sind, die mit Mineralöl 
bearbeitet oder verarbeitet werden sollen oder zu 
deren Erzeugung Mine.ralöl verwendet wurde oder 
ven/endet werden konnte; 

d) die Bestände' an Mineralöl und an den in lit. c 
bezeich neten Vvaren festzustellen; 

e) in Bücher und Aufzeichnungen, die auf Grund gesetz-
, 

licher Bestimmungen oder ohne gesetzliche 'VaI'pflichtune 
, , 

geführt werden, sowie ,in die zu den Büchern oder Auf­
zeichnungen '. gehörigen' Belege Einsieh tzu nehmen; 

f) zu prüfen, ob den Bestimmungen über die Aufzeichnungs-' 
pfJ..icht(§§ 31 bis 35) entsprochen wurde und ob die 
Aufzeichnungen fortlaufend, vollständig und richtig 
geführt werden~ 

g) Mineralöl und zur Aufnahme von Mineralöl bestimmte 
Umsch ließungen zu kennzeichnen _aer diese Ke.nnzeichnung 
anzuordnen;; 

,h) bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen 
besondere Überwachungsmaßnahmen anzuordnen~ 

(3) Besondere Üherwachungsmaf3nahmen können:'.. 
darin be stehen, daß ein Betrieb auf Ieos ten des In- ' 

habers unter ständige Überwachung gestallt oder daß angeordnet 
Wird, daß dem Finanzamt jede beabsichtigte Aufnahme von Mineralöl 
in den Betrieb oder jede beabsichtigte Wegbringung von Mineralöl 
anzuzeigen ist. Das Finanzamt hat den Zeitpunkt zu" bestimm~n, 
bis zu welchem die Anzeigen bei ihm eingelangt sein müssen-; 
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§ 38.. Der Inhaber eines der amtlichen Aufsicht unter­
liegenden Betriebes hat durch einekörpGrliche Bestandsauf­
nah~e festzustellen~ Welche MineralÖlmengen (Art'und Eigen­
gewicht) sich am TInde eines jeden Kalenderjahres o'der 
vom Kalenderjahr abweichenden Wirtschaftsjahres im Betrieb 

, - ' 

befinden;:in einem Verwendungsbetrieb sind nur die ße')stände 
. , 

an dem im § 34 bezeichneten Mineralöl festzustellen-~ 

! 39. Der Inhaber eines der amtlichen Aufsicht,unter­
liegenden Betriebes hat auf Verlangen d.es, Finanzamtes aus 
den nach ,§§ 31 bis 35 geführten Aufzeichnungen rechnerisch 
zu ermitteln, welche Mineralölmengen (Art und Eigengewicht) 
in 'einem yom Finanzamt bestimmten Zeitraum im Betrieb her­
gestellt, inden Betrieb aufgenommen, im Betrieb verbraucht 
oder ve'rwondet oder aus dem Betrieb weggebracht wurden~ 

,§ 40. Der Inhaber eines dGr amtlichen Aufsicht untGr­
liegenden Betriebes und derjenige, in dessen Gewahrsame sich 

ein im§,3~ bezeichnetes Transportmittel oder Transportbehält­
nis befindet, sind verpflichtet~ die Amtshandlungen dos Finanz­
amtes ohne jeden Verzug zu ermöglichen, die erforderlichen 
Hilfsdienste' unentgeltlich zu leisten und die nötigen Hilfs-

,a . 

mittel unentgeltlich beizustellen. 

,§ 41. (1) Der Ini"laber eines Erz'ougungsbetriebes oder eines 
Freilagers hat jede Wegbringung von Mineralöl, das in einen 
Erzougungsbetrieb oder in ein Freilager aufgGnomme n. werden soll, 

dem für die amtliche.Aufsicht über diesen BGtrieb zuständigen 
Finanzamt anzuzeigen; 

(2) Die Anzeige hat zu enthalten~ 

.. 

a) 'die Art und das EigengQwicht des' wGggebrachtdn Mineralöls; 
b).den Tag der Wegbring~ng; 
c) die Bezeichnung und die. Anschrift des Betriebes, 

in den das Mineralöl aufgenomme n werden soll. 

(3) Die Anzeige ist in der Regel am Tag qer \Vegbringung, 
spätestens jedoch am zweiten darauffolgenden Werktag,schrift-' 
lieh zu erstattßn. 
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" (4) Die Angaben (Abs. 2) über mehrere Wegbringungen von 

Mineralöl, die am selben Tag stattgefunden haben, können 
'in einer Anzeige zusammengefaßt werden, wenn das Mineralöl 
in denselben·Betrieb aufgenommen werden soll. 

] 42~ TIer Inhaber eines Herstellungsbetriebes oder eines 
Freilagers hat dem für die amtliche Aufsicht über den Betrieb 
zuständigen Finanzamt jede7egbringung von Mineralöl, das 

aus dem Zollgebiet ausgefü~rt.werden soll, innerhalb der im 
§ 41 Abs.3 angegebene~ Frist schriftlich anzuzeigen e Die 
Anzeige hat die im § 41 Abs.2 lit.a und b bezeichneten An­
gaben sowie die Bezeichnung des Zollamtes, bei dem.die 

Ausgangsabfertigung stattfinden soll, zu enthalten. Die 
Anzeige ist nicht zu erstatten, wenn die zollamtliche Ausgangs­
abfertigung im Betrieb stattfindet. 

Übe r g a n g s - und s chl·~ ß b e s tim m u n gen • 

§ 4~. (1) Vorbehaltlich der,Bostimmungen des Abs.2 und 
des § 47 Abs.2 ist auf Gegenstände, die bisher der Mineralöl­
steu.er unterlagen und die vor dem Inkrafttreten,dieses Bundes:'" 

. , 

gesetzes aus Erzeugungsstätten oder Steuerfreilager-n weggebracht, 

in Erzeugungs stätten oder Steuerfreilagern verbraucht, auf Gl~lnd 

von Fr'eischeinen bezogen oder eingeführt oder zum freien Verkehr 
oder zum Vormerkverkehr in der Einfuhr abgefertigt wurden ode;r 

, für die vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes die Zoll­
schuld. kraft Gesetze s entstanden ist, noch das Bundesgesetz 

vom 18.rc1ai 1949, BGBl.Nr.140, über die NIineralölsteuer, in der 
Fassung der Hi'neralölsteuernovelle 1951, BGBl.Nr. 180, und 
des Bundesgesetzes vom 19.März 1952, BGBl.Nr. 73, anzuwenc1en. 

(2) Auf im Abs.1 bezeichnete Gegenstände, die sich im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes in einem 
Erzeu~lugsbetrieb, einem Freilager oder einem Verwendungsbe­
trieb befinden oder d,ie nach dem Inkl"afttreten d.ieses Bundes­
gesetzes in eitlt;(l :crzeugungsbetrieb, ein Freilager oder einen 
Verwendungsbetrieb aufgenommen werden, sind die Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes anzuwenden. 
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(3) Jine Steuerschuld gemäß § 4 Abs.1, l·it. a entsteht 
nicht für verst~uerte's Hineralöl~ das sich im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes in einem3rzeugungsbetrieb 
oder einem Freilager befindet. 

l44. Die Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 24.Feber 1954, 
BGB1 .. Nr .. 74, über die Einräumung von Privilegien und,Ililmunitsten 
an zwischenstaatiiche Organisationen, in der'Fassung des Bundes­
gesetzes VOül 13.Feber 1957, BGB1.Nr.56, sowie Bestimmungen in 
zwischensta?-tlichen Übereinkommen, die Begünstigungen auf c~em 

Gebiet Cl.er Llineralölsteuer zum GegG'nstand: haben 9 bleiben unberührt. 

§ 45. Für e:i"nen Betl ... ieb? deI' vor Üem Inkraftt:reten dieses 
Bundesgesetzes keine~rzeubungs stätte, war, aber nach den::Jestim­
mungen <lieses Bund8sgesetz::: sein 3rz8ugungsbetrieb ist s hatd Gr Be-, 
triebsilli1.aber innerhalb eines Banats ab dem Inkrafttreten e~ie-

ses Bundesgesetzes eine'Betriebsanzeige nach § 10 Abs.1 zu er­
statten. Auf bereits eingereichte Unterlagen J,{annBezug genommen 
werden~ soweit Änderungen der darin angegebenen Verhältnisse 
nicht eingetre-~en sind. 

Soweit sich vor dem Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes erteilte Bewilligungen zur Führung von Steuerfrei1J.gern 
nicht auf Betriebe der im § 45 bezeichneton ~\;r:'t erstrecken 1 

gEÜ ten sie als nach den BestiflElungen dieses Bundesgesetz3s e,"'­
teil teFre i12,gerbewilligungen. 

1-_4]_~' (1) Für Mineralöl~ das der Inhaber eines vor dem 16.Juni 
1959 zum Bezug oder zur :~infuhr von steuerfreiem Mineralöl im Kalender­
jahr 1959 erteilten Freischeinesin der Z~it.vom 16.Juni 1959 bis zum 
Inkra~ttreten dieses 'Bundesgesetzes aus einer ~rzeugungsstätte~ einem 
Steuerfreilager oder aus'dem Zollausland, bezogen und nach dem 
15.Juni 1959 zu einem im Freischein angegebenen Zweck ver\lvencl~t 
hat, ist die Mineralölsteuer nicht zu erheben oder auf Antrag 
des ,Steuerschuldners die entrichtete Min3ralölst.euer zu erstat:ten, 
wenn clieses Llineralöl vor dem 16 0 Juni 1959 auf Grunc~ des Fr8i~ 
scheines steuerfrei hätte bezogen ~erden können. 
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(2) Mineralöl, das auf Grund eines im Abs.1 bezeichneten 
Freischeines vor dem 16.Juni.1959 steuerfrei bezogen oder einge­

führt und in der Zeit vom,16.Juni 1959 bis zum Inkrafttr.eten die­
ses Bundesgesetzes zu einem Zweck verwendet wurde, der im Frei­
schein nicht angegeben ist , gilt als im Zeitpunkt des Inlcraft­
tretcns dieses Bundesgesetzes bestirnmungswi.drig verwendet. 

§ 48~ In Fällen~ in denen vor dem Inkrafttreten dieses 
Bundesgesetzes besondere Übervmchungsmaßnahmen angeordnet wurdEn , 
ist die Anordnung aufzuheben, wenn nachdem Wirksamkeitsbeginn 
dieses Bundesgesetzes die füriie Anordnung. solcher Maßnahu13 n 
geforderten Voraussetzungen nicht vorliegen. 

§ 49. Die Tage des Postenlaufes sind in die Fristen, 
die durch dieses Bundesgesetz für die Abgabe von Anmeldungen 

oder die TIrstattung von Anzeigen festgesetzt sind oder die' vom 
Finanzamt auf Grund dieses Bundesgesetzes bestimmt werden, 
nicht einzurechnen .. 

§...5...9.s Auf Mineralöl, das nach den Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes der Mineralölsteuer unterliegt, sind die 
Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 8. März 1950, BGBI.Nr. 88, 
über die Einhebung eines Zuschla~s zur Mineralölsteuer, . 
inder Fassung der Mineralölsteuernovelle 1951, BGBl.Nr.180, 
und des Bundesgesetzes vom 19. ,März 1952, BGBl.Nr.73, mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß für Mineralöl, das d::;m höheren Steuersatz 

(§ 2 Abs.1) unterliegt, der höhere und für andeses Mineralöl 
der niedrigere Zuschlag einzwleben ist. 

§ 51. (1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner 1960 
in Kraft .. 

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist das 
Bundesministerium für Finanzen betraut. 
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zu den einzelnen Bestimmungen des 
Bundesgesetzes über die Mineralölsteuer 

(Mineralölsteuergesetz 1959 - MinS tG. 1959). 
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Zu § J-.:. 

Der Umfang der Mineralölbesteuerung wird bis 

auf unbedeutende, durch die Anpassung der Umschrei­

bung des steuergegenstandes an die BegriffsbestiIDl~1Ungen 

des Zolltarifes bedingte Abweichungen beibehalten. 

Soweit Abgrenzungen notwendig sind, wird wie bisher 

vom Destillationsverhalten und der Viskosität des 

betreffenden Mineralöls aus~egangen. Die Dichte 

stellt kein Unterscheidungsmerkmal mehr dar, weil 

sie für die Einordnung der Mineralöle in die einzel­

nen Nummern des neuen Zolltarifes nicht maßgebend ist. 

Die steuerpflicht eines Mineralöls ergibt sich aus­

schließlich aus dessen Tarifierung; in ailen Fällen, 

in denen ein steuerpflichtiges Mineralöl im Zolltarif 

namentlich genannt ist, ergibt sich aus der Tarifierung 

gleichzeitig auch der anzuwendende steuersatz (§ 2). 

Das in einer eingeführten Ware verarbeitete Mineral-

öl ist nicht mehr steuergegenstand, w~nn eine solche 

Ware in eine andere als die im § 1 genannten Zolltarif­

nummern einzuordnen ist~ weil zur Herstellung gleich­

artig~r Waren im Inland steuerfreies Mineralöl ver­
wendet werden kann. 
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Der steuer unterliegen fol~ende Mineralöle: 

Numm,er des 
Z.ll tarifes 

bisher st euer­
pflichtig nach 

• 

21.11 A 

21.01 D' 

21.09 

27~ 10 A 

Benzol,To1uIJI1, Xy10le § 1 Abs.1 Z.2MinStG.194' 
andere Öle und andere Destilla-
tionsprodukte der Hochtemperatur-
Steinkohlenteere und gleichartige 
Produkte mit der im § 1 Abs.2 lit.b 
angegebenen Beschaffenheit. 

Hiezu gehören Lösungsbenzol, 
Schwerbenzol, Solvent-Naphtha, 
aromatenreiche Benzine, aromaten­
reiche Benzin-Benzolgemische und 
ähnliche Produkte. 

, Erdöl und Schieferöl, roh § 1 Abs.2 MinStG.1949 

Rohöle waren bisher steuer- .. 
pflichtig, wenn sie den Gegen-' 
stand der Einfuhr oder einer 
Übertretungd~s im §' 1 Abs. ~ 
MinStG.1949 verankerten Verwen­
dungs- oder Abgabeverbotes 
bildeten. Gestattet war nur die 
Verwendung in der Gewinnungs-
stätte, die Abgabe an Erzeu~ 
gungsstätten (Raffinerien) und 
die Ausfuhr. Da für die Beibe­
haltung'eines solchen Verwen~ 
dungs-oderAbgabeverbotes kein 
Anlaß mehr besteht, sind Rohöle 
nunmehr ohne Rücksicht auf ihre 
Ve~wendung Gegenstand der Mineral- , w 

ölsteuer.Durch eine entsprechende 
Fassung der BestiIIlID;u.ng~n über das 
Entstehen der steuerschuld und 
der Befreiungsvorschriften ist, 
jedoch vorgesorgt, daß wie bis-
her keine steuerliche 'Bel'astung 
eintritt, wenn Rohöle im Gewin­
nungsbetrieb verwendet oder zur 
weiteren Bearbeiturig, oder Verar­
beitung eingeführt oder abgegeben 
oder aus dem Zollgebiet ausgeführt 
werden. Die vorgesehene Neuregelung 
ermöglicht nunmehr auch die Lagerung 
unversteuerter Rohöle außerhalb des 
Gewinnungsbetriebes in Freilagern. 
Den besonderen Verhältnissen in 
Erdölgewinnungsbetrieben wird Rech-
nung getragen (siehe Bemerkungen 
zu § 9). ' 

t. 

Petroläther und Benzine, ausgenommen § 1 Abs.1Z.1 
Testbenzine 1i t. a MinStG.1949 , ' . 
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Nummer des 
Z.llt arifes 

27.10~. Testbenzine 

27.10 C Petroleum 

27.10 TI Gasöle 

aus 27.10 E Heizöle mit der im' § 1 Abs.2 
. lit.c angegebenen Beschaffen­

heit 

aus 27.10 I 

Es handelt sich hier um 
die sogenannten lileichten" 
Heizöle .• 

andere Erdöle und Schieferöle, 
andere als R.höle, einschließ­
lich anderweitig weder genann~ 
ternwch inbegriffener Zuberei­
tungen mit 70 .. der mehr Gewichts­
prozent Erdöl oder Schieferöl, 
in denen diese Öle den wesent­
liqhen Bestandteil bilden, mit 
der im § 1 Abs.2 lit.c angege­
benen Beschaffenheit. 

Hiezu gehören vor allem Ge­
mische aus den in die vorher 
angeführten Zolltarifnummern 
einzureihenden Mineralölen. 

29.'1 C Benzwl, T~lu.l, xYlole 
Es handelt sich hier um 

chemisch odert~chnisch 
reine Kohlenwasserstoffe, 
alle übrigen gehören in 
die Nummer 27.07. 

aus 29.'1 E andere flüssige (chemisch oder 
"technisch reine) Kohlenwasser­
stoffe der" im § 1 Abs.2 lit.d 
bezeichneten Art. 

Es handelt sich um jene 
Kohlenwasserstoffe, die den 
Hauptbestandteil des Erdöls 
bilden. 

bisher steuer­
Eflichtig nach 

§ 1 Ab s. 1 Z~1 
li t .• a MinStG.194~·," 

• 

§ 1 Abs.1 Z.1 lit.b 
. MinStG. 1949 

" 
- " -

§ .1 Abs.1 Z.l lit.a 
oder b ,j e nach Be­

.schaffenheit 

§ 1 Abs.1 Z.2 
MinstG. 1949 

§ 1 Abs.1 Z.1 lit.a 
oder b, je nach Be­
schaffenheit 

Zum Unterschied von den im § 1 Abs. 2 lit. abis d be­
zeichneten Waren gehören die in lit. e angeführten (Nummer 36.08 B: 
bestimmte Waren aus leicht entzündlichen Stoffen, wie flüssige' 
Brennstoffe für Feuerzeuge und dergI., in Behältnissen mit einem 
Rauminhalt von 300 cm3 oder weniger; Nummer 98.10: Feuerzeuge 
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und Anzünder 1 Teile davon) nicht als solc11e zumSteuergegenstand, 

sondern lediglich "jene in diesen Waren enth<:i.ltenen flüssigen 

Brenn§toffe, die nachlit.a bis d steuerpflichtig sind. 

Bei dem im §" 1 umschriebenen Steuergegenstand handelt .es 

slch wie bisher nur um solche :Miq.eralöle und diesen gleichar­

tige Produkte, die allein oder in Verbindung mit anderen Stoffen 

zum Ant,rieb von Motoren geeignet sind. Sie unterliegen oh11,e Rück­

sicht darauf, zu welchem Zweck sie tatsächlich verwendet werden, 

der Mineralölsteuer; da jedoch die Befreiungsvorschriften die 
,"" " ., "" "" " 

Vervvendung von steuerfreiem r;Iincralöl im Rahmen der gewerblichen 

Wirtschaft unter (lQr Voraussetzung vorsehen, daß" das Mineral'öl 

weder zum Antrieb· von Motoren noch zum Heizen oder Bei8uchten 

verHendet wird, :erfaßt die Mineralölsteuer tatSächliCh nur, den 

Verbrauch flüssiger, zum Antrieb von Motoren geeigneter Kohlen­

wasserstoffe zwecks Gevdnnung von Eh~rgie • 

• 
Zu § 2. 

Die steuersätzG 'Nerden in der bisherigen Höhe beibehalten. 

Der höhereSteuersatz soll erst dal':m angewenC~et Y'ierden, wenn 

bei der Des'tfllat:ion bis 2000 mindestens 90cjoübergehen (bis-
• .' , ',' I 

her mehr als 80 %),. da dieses Destillationsverhalten auch"zoll~ 

\ tarifarisch das für die Abgrenzung der Petroläther, B,enzine ,und 

Te stbenzine von den übrigen ~~ineralöle n (p e tröle um, Gasöl usw.) 

maßge bonde r:ri terium bildet. 

Das Destillationsverhalten von Mineralölen wird von den 

Abga5>.enbehörden nach der ASTi-:I (Amcriean Society for T~sting 

Materials) Vorschrift ermittelt. Auf (l,ieser intc3rnätional an­

erkcmnte:n technischen NOl'ffisind die uei'.ston nationalen NOI'ffiGn, 

,so auch die ÖNOHM C 1160, aufgebaut. 
\. 

Der im § 2 Z.1 des geltenden Llineralölsteuergesetzes vor­

gesehene einheitliehe Steuersatz für aus Al iöl'en hergestellte 
.: ",,' 

,~;Iineralöle wird nieht Übernommen,; da ihm keinerlei praH:tische 

Bedeutung zukommt. 

• 
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Eine bestimmte Art der Ermittlung des Eigengewichtes ist 
wie bisher nicht vergesehen, da im Zuge der Ehtwicklungder 

Meßtechnik ständig neue und verbesserte Methüden gefunden wer­
den. Zulässig ist daher süwühl die Gewichtsermittlung durch Ab­

waage als auch durch Berechnung. 

Zu § 3. 

Verb,rauchsteuern, die anläßlich der Einfuhrsteuerpflichti­
ger Waren erlb..ben werden, sind EiIagangsabgaben im Sinne des 
§ 3 Abs. 1 des Z.llgesetzes 1955. Es süllen daher auch für die 

Erhebung der Mineralölsteuer für eingeführtes Mineralöl unab­
hängig davün, eb hiefür ein Züll zu entrichten ist, die Vor­
schriften über die Erhebung der Zölle sinngemäß Anwendung fin-

'den. Aus diesem GrUnd Süll auch die Erhebung der Steuer für 
eingeführtes Mineralöl'den Züllämtern 8bliegen. 

, 
Die im Züllgesetz 1955 vürgesehenen Befreiungen gel t,en auch 

fü~ die Mineralölsteuer. Vün besünderer Bedeutung ist die im 

§ 35 lit. b des Züllgesetzes 1955 enthaltene Befreiungsbestim­
mung für Betriebsmittel, die·in Fahrzeugen aller Art mitgeführt 
werden. 

Zu § 4. 

Die steuerschuld entsteht bei jeder Wegbringung vün Mineral­
öl. Eine Wiederhülte Besteuerung desselben IYI:i_neralöls wird da­
durch vermieden, daß für in einen Erzeugungsbetrieb üder in ein 

Freilager aufgenümmenes Mineralöl die Steuer nicht zu erheben 
.der die bereit~ entrichtete Steuer zu erstatten ist (§ 7 
Ahs. 1 lit. a). 

Für rühes Erdöl, das im Betrieb, in dem es gewünnen wurde, 
verbraucht wird, entsteht keine Steuerschuld. 
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Zu §,.,6. 

Zu Ziffer 1~ Die Befreiungsvorschrift erstreckt sich vor allem 

auf Hineralöl, d.J.s im Verlauf eines Produktionsprozesses (in 

~rzeugungsbetrie?en) oder für Reinigungszwecke (in .8rz8ugungsbe­

trieben oder. Freilagern) verbraucht wirdo Hinsichtlich dieser 

Begünstigung wer~en die Erzeugungsbetriebe und Freilager den 

in Z.2 bezeichneten Betrieben gleichgestellt. Diese Gleichstellung 

entspricht deir bisherigen l1cchtslage I die bisher für das nach 

Z.1 begünstigte Mineralöl erforderlich gewesene A1,wstellung von 

Freischeinen ist aus' Grünelen der Verv;lal tungsvereinfachung nicht 

mehr vorgesehen. Die Befreiungsvorschrift der Z.1 vereinfacht 

'die Überv-vachung der 3rzeugungsbetriebe und Freilager, \"/ eil eine 

Besteuerung des im Betrieb verbrauchten Mine ralöls nur eintri tt, 

v/enn ein "V~rbr;J.uch zur Gewinnung von~nergie (Antrieb von Hotol"en, 

Heizen oder Beleuchten) oder ein Verb:':'°auch zu einem betriebsfremden 

Zweck stattgefunden hat. 

Zu Ziffer 2: Die Steuerfreiheit 'wird nur für solches Mineralöl 

gewährt, das außerhalb eines Brzeugungsbetriebes oder ,::;ines Frei­

lagers im. Rahmen eines Gewer~ebetriebes oder eines Betriebes ge-
, 

werblicher Art einer Körperschaft des öffentlichen Rech,tes zu einem 

begünstigtE?n Zweck verwendet vv'ird? für Mineralöl, das in einem ":r­

zeugungsbetrieb oder einem Freilager einem begünstigten Zv-rec'k zu­

geführt 'wird, giltZ .. 1 (siehe die .Grli:iuterungen zu dieser 

Befreiungsbestimmung) • Die bisher best'andene Beschränkung auf 

bestimmte Branchen oder Betriebskategorien (z.B. J:i'abrikeq.) ent­

fällt. Die Begünstigung hängt allein von der Art .d:;r Verwendung des 

Mineralöls im Rahmen des Betriebes ab. Durch die in lj_t.a ent-
tlal tene allgemeine Umschl~8ibung ilauf 3nclere Art als zur.tl Antrj_eb von 

Motoren, zum Heizen oder' Beleuchten" wird der sacl'llicl;le Umfan;z. 

der Steue,rbefreiung in dem Sinne abgegrenzt, daß nur solches 

Mineralöl steuerfrei bleibt 9 d~s nicht·der ~nergiegewinnung dient. 

Von dem Grundsatz, daß die Mineralölsteuer Jen Verbrauch flüssiger, 

zum Antrieb von Motoren geeigneter Kohlenwasserstoffe dann er­

fassen soll, wenn diesG zur Gewinnung von ~nergie verbraucht werden 
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(siehe die Bemerkungen zu § 1.), wird durch li t .. b bis d nur inso­

weit(abgegangen, als Steuerfreiheit für jenes der :snergiegewinnung 

dionende Mineralöl weiterhin gewährt wird, .das bereits bisher nach 

einzelnen Bestimmungen des aufgehobenen § 7 der Mineralölsteuer­

durchführL:.ngsverordnung steuerfrei war:; dadurch sollen Häl'ten 

vermieden werden. Die Steuerfreiheit tritt bereite im Zeitpunkt 

der Einfuhr oder der Ylegbringung des Hineralöls ein. Dadurch ist 

der Lieferant des Freischeininhabers in der.Lage, das l'iüneralöl 

zu einem um die Steuer verninderten Preis abzugeben. :Cine Nach­

forderung der Steuer beim Lieferanten in Fällen, in denen da$ auf 

Freischeinabgegebene Mineralöl bestimUlungswidrig verwendet wurd.e, 

:ist ausgeschlossen, weil für dieses Mineralöl der Fr:eischeininhaber 

. zum Steuerschuldner wird (siehe § 5 Z.2). 
. . , 

Zu Ziffer 3~ Die eingeräumte Befrei1,lng erstreckt. sich auf Mineralöl, 
I 

das bei Untersuchungen außerhalb des Herstellungsbetriebes oder 
'. 

Freilagers oder bei solchen Unters;uchungen verbramz.lhl.t wird, in 

deren Verlauf Energie gewonne n wird (zum Beispiel Feststellung 

der Oktanzahl von Benzinen). Findot eine Untersuchung, in deren 

Verlauf keine ,Energie gevvo nnen wird, im Betrieb eta tt" so gilt 
. " . 

Z.1. Voraussetzung für' die Steuer'befreiung ist in jedem Fall,. daß 

das r,l[ineralöl selbst um ersucht wird. 

Zu Ziffer 4: Die Steuerbefreiung stellt eine Begünstigung 

für jene Luftverkehrsunternehmon dar;, die FI1j.ge im inter-­

nationalen Verkehr durchfühi1 en., Luftverkehn~unt ernehmen sind 

gei11äß § 101 des Ltlftfahrtgesetzes, BGBI.Nr. 253/1957, Unter-
. . 

nehmen zur gewerbsmäßigen Beförderung von Personen· und Sachen 

mit Luftfahrzeugen (Luftbeförderungsunternehmen) une 1 Unter­

nehmen zur gewerbsmäßigen Vermietung von' Luftfahrzeugen -. 

(Luftfahrzeug-vermietungsunternehmen). Die Befreiungsvorschrift 
I 

ersetzt hinsichtlich der Treibstoffaufnahme von Luftfahrzeugen 

eine s ausländischen LuftverkehrsunternehmeJ:::l.s aus Z.ollagern die 

bisher ,gemäß §. 35 li t. b des Zollgesetzes 1955 in Verbindung mit 

dessen § 3 Abs.2 geltende Mineralölsteuerbefreiung und ermög-

.licht diesen Luftfahrzeugen z'usätzlichdie Tre ibsto;t'faufnahme 

aus Freilagern, soh~n auch die Versorgung mit i~ Inland herge­

stellten Treibstoffen. Die Steuerbefreiung für Treibstoffe, die 

von allen anderen ausländischen Luftfahrzeugen für don Rück­

flug ins Zollausland aufgenommen worden, ridhtet sich nach § 35 

lit. b des Zollgesetzes 1955. 

• 
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Zu Ziffer 5: Die Besteuerung des von der Abgabenbehörde ent­

nommenen Mineralöls wäre eine Härte, weil die Proben unentgelt­
lich zu überlassen sind (§ 37 Abs.2 lit.,c)., 

Zu Ziffer 6: Die Steuerbefreiung für Mineralöl, das an ausländi­
sche diplomatische Vertretungen zum Betrieb ihrer Dienstfahrzeuge 
oder das an aUE,üändische diplomatische Personen und Berufskon­
suln zum Betrieb ihrer Kraftfahrzeuge abgegeben wird y wird der­
zeit auf Grund der allgenein anerkannten Regeln des Völk8rrechtes 
eingeräumt, die gemäß Art.9 Bundes-Verfassungsgesetz als Bestand­
teile des Bundesrechtes" gelten. Die SteuGrbefreiung für 
Mineralöl, das an ausländische berufskons'\llarische Vertre-
tungen zum Betrieb ihrer Dienstfah.rzeuge abgegeben wird, 
fußt nicht auf einer allgemein anerkannten Regel des 
Völkerrechtes, wohl aber auf einer bereits in einer großen' , « 
Anzcüü v()n Staaten be stehorrleM.:Uh'..:t.p..goDas Erfordernis der 
Reziprozität schützt vor einer Ausnützung der Begünstigung 
durch'Vertretungen oder Vertreter solcher,Staaten, die ihrer­
seits nicht bereit sind', österreichischen diplomatischen oder 
konsularischen Vertretungsbehärden und Vertretern die gleichen 

Begünstigungen zu gewähren. 

Zu § 7. 
Durch die 1m Abs.l vorgesehene Nichterhebung oder 

Erstattung dqr steuer soll bewirkt werden, daß die steuerliche 
Belastung solcher MineralÖle, die einer weiteren Bearbeitung 
zugefiihrt werden oder die außerhalb des ErzGugungsbetriebes ge-

'lagert werden solle,n., erst im Zeitpunkt der ',Vegbringung der 
bearbeiteten oder gelagerten Mineralöle eintritt. Gleichzeitig 
wird eine mehrmalige Besteuerung dessei ben tlineralöls vermieden 
(siehe auch dit€} Bemerkungen zu § 4), die Voraussetzung für die 
Realisierung der im § 6 Z.2~ 4 und 6 angeführten steuer­
befreiungen geschaffen und erreicht, daß ausgeführtes Mimral­
öl wie bisher keine steuerl iche Belastung trägt. Die l-Tichter-
~lebung oder Erstattung der steuer für das auf dem Transport zugrunde­
gegangene Mineralöl hat ihren GrunG darin, daß eine steuerliche 
Kelastung nicht eingetreten wäre, wenn das Mineralöl am Be­
stimmungsort eingelangt wäre oder ins Zollausland gebracht 

worden wäre. 
In den. Fällen des Abs.2 wird die steuer erstattet, wenn der 

Lieferant selbst steuerschuldner war? war dies nicht der Fall, 
so wird sie vergütet. 

60/A IX. GP - Initiativantrag (gescanntes Original) 37 von 49

www.parlament.gv.at



,- 12 -

. :"," 

Die Abgabe' der Anmeldung trl·tt an die stelle der in p.en 

bisher geltenden Vorschriften angeordneten Übersendung einer 

Durchschrift der, für steuerliche Zwecke zu führenden 'Bücher; 

die.'Führ}lng gesond erter s~euo:rl~e~er Aufze ichnungen ist nicht 

me-hr vorgesehen ,( siehec1ieBemorkungen zu den § § 31 bis 35)., 
Da der .steuerschuldner die steuer,seJl.::bst zu berechnen und 

,ohne amtliche Festsetzung abzl4.tühren.ha,t 9 unterbleibt ,~m Hegelfall 

die Erlassung eines Steuerbescheißeso Die Ausnahmefälle, in dene,n 

ein Steuerhescheid 'z,u erlassen ist, sind im Abs ~ 3 aufgezäb.l t. 
Eine ~li.nderung des Zeitpunktes der Fälligkeit tritt gegenüber 

der bisherigen Regelung nicht ein o 

Zu § 2..!. 
Da Betrieb,e, in,denen,rones Erdöl gewonnen (gefördert) wird, 

im Vergleich. Z\l a lIen übrigen Herstellungsbetrieben tecl+nische uni 

wirtschaftliche Besonderheiten aufweisen, wird im Abs.1 ,?wischen 

Erdölgewinnungsbetrieben und Erzeugungsbetrieben unto~schiede~ •. 

Diese Unterscheidung ermöglicht eine ~ensachlichen Erfordernissen 

entspredhende Abgrenzung der Bestimmungen über die Anzeigepflichten, ' 

die AUfzeichnungspflicht,und di<ID amtliche Aufsicht. 

Wenn Mineralöle miteinander gemischt 'werden oder Mineralöl mit 

an.deren stoffen gemischt wirdyliegt nach dor Rechtsprechung 

des Vervmltungsgerichtshofes dap.n eine He'rstelltmg vor, wenn das 

G'emischals, Mineralöl anzusehen istoDas Vorgehen nach dieser 

Rechtsauffassung hat in der Praxis vielfach 7.U Schwierigkeiten und' 

, Härten geführt,' theoretis eh wäre sogar der eine . solche Mischung 

vornehmende Verbraucher zum Hersteller geworden .. Durch die 

Re.2;elung im Abs. 2 soll vermieden vlerden, daß Betriebe; in d el~en 
die erwähnten J:;Iischvorgänge 'eilie wirtscchaftlich um orgeordnete 

Rolle spielen, als Er~ougungsbötriebe erfaßt werdeno DiGi~ Abs.2 

li t •. c a:ngeführt·~ 5 %-Grenzebewirkt f daß Tankstellen, bei ·denen 

q.urah Mischen von Mineral ölen sogemannte Zweitaktergemische herge­
stellt werden, nicht z1uZrzIJugungsbetriehen werden • 

I 
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Zu i 1 O. 
Aus der Betriebsanzeige (Abso1) ergibt sich auch die .örtliche 

Begrenzung des Betriebes, die für die Frage von Bedeutung ist, ob 
ein Mineralöl alos aus dem Betrieb weggebracht anzusehen ist. 

Die Anzeigefrist von bisher 48 Stunden wird im Hinblick auf die 
in den meiston Betrieben eingeführte Fünftagewoche auf drei Tage 

vOrlängert (.Abs. 3.). 

Zu § 11. 
Die bisher geltenden Vorschriften lassen die Anordnung 

besonderer Überwachungsmaßnahmen oh~e Rücl.:sicht darauf zu, 
ob wegen einer Zuw.iderhandlung gegen die LIineralölsteuervor­
schriften ein Strafverfahren eingeleitet wurde~ Nam Abs.1 lit.c 
sollen nunmehr besondere Überwachungsmaßnahmen nur dann ange­
ördnet werden können, wenn durch die Zuwiderhandlung der Tatbe­
stand eines anderen Finanzvergehens als einer Finanzordnungswidrig­
,kei t erfüllt und wegen eines solchen Vergehens eine strafe ver­
hängt wurde. 

Die Bestimmungen des Abs.2 dienen der Klarstellung. Die 
Aufhebung der, Anar dnung besondGre.r Überwachungsmaßnahmen ist in 
den bisher geltenden Vorschriftonnicht geregelt • 

Z'u § 12.,.!. • 
Diese Bestimmung ermöglicht die VerstGuGrung des im Z:Ü t-

'punkt der Betriebseinstellung vorhandenen MiQ.etalöls ... Es tritt 
kraft Gesetzes der TatbGstand ein, der; . zum Entstehen der Stew;')r­
schuld führt. Das Mineralöl kann jedoch unter don im § 7 Abs.1 
angefi.;illl~ten Voraussetzungen um erstGuert wei torgege ben odGr ausge-
führt werden. 

~u § J3. 
Die Errichtung von Freilagern soll vor allem die Versorgung 

solcher Verbraucher erleichtern, fiie im Besitz von Freische~nen 
sind, und diG Zwischenlagerung von un~ersteuerten~ zur· Ausfuhr be­
stimmten Mineralölen ermöglichen. F.::;rner haben auch Inhaber von. 
~erstellungsbetrieben durch die Errichtung von FrGilagern die 
MöglichkGit, Mineralöl, das im Horstellungsbetrieb aus Platz­
mangGI nicht untergebrach t werden kann, außerhalb des Betriebes 

unverstGuort zu lagern. Die FreilagerbestimmungeRa%Glten nicht 
für Erzougungsbetriebe, weil in solchen nicht nur/dort hergestellte, 
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sondern auch jedes inden Betrieb auf'genommeneN[ineralöl unv~r­
steuert gelagert werden kann (§ 7 Abs.1 lit. a). In Erdölgewinnungs':" 

betrieben können für nicht im Betrieb gewo.nnenes Mineralöl Frei­

lager eingerichtet werden. 
Die Voraussetzungen für die Erteilung der Freilagerbewi J.,ligung 

~nd im wesentlichen unverändert geblieben, jedoch wird.~as Jor­
liegen eines "wirtschaftlichen Bedürfnisses ri (§ 15 1'..bs.1 MinS tDV. 
1949) nicht mehr gefordert, weil dieser unbestimmte Begriff ·e'ine 
eindeutige Auslegung.nicht zuließ; überdies hat die Erfahrung ge­
zeigt,daß Freilagerbewilligungen nur dann beantragt werden, wenn 
sich;in der näheren umgebung des projektie:rten Freila.gel's Betriebe 

I ; • ,. --

befinden, cl eren Itlhaber als Freischeinkunden in Betracht kommen. 
Durch den Wegfall des H~irtschaftlichen Bedürfnisses l1 als Voraus­
s~.tzung für die Erteilung clerFreilagerbewilligung soll. auch ein 
Eingreifen d8r Verwaltung in den freien Wettbewerb tunliehst ver­
mie den werden. 

Die im § 8 des Mineralölsteuerges@tzes 1949 enthaltene Ein­
schränlrung,. daß in einem Steuerfreilager nur Mineralöl inländi­
scherHerkunft gelagert werden d ~rf, soll entfallen, da es sich 
als notwendig erwiesen hat, die Lagerung s .. lcher Mineralöle aus­
ländischer Herkunft zuzulassen, die im Inland nicht odor nicht in 

der für den begünstigten Ver'Nendungszweck benötigten Qualität her­
gestellt werden (z.B. bestimmte Test- und' Spezialbenzine für Frei-
scheininhaber, Flugbenzine). 

. ' 

Die gleichzeitige Lagerung von unversteuerte~ und versteuer-

tem Mineralöl in einem Freilager ist nicht mehr vorgesehen, weil 
ste zu Überwachungsschwierigkeiten geführt hat. nie =:r','!ei terung 
der Freilagerbewilligung (z.B. Einbeziehung zustitzlicher La­
gerbehälter) oder die Einsc.hränkung des räumlichen Umfanges eines 
Freilagers ist jederzeit möglich. 

Das Bewilligungsverrfahren wird dadurch wesentlich beschleunigt·, 
daß die Bewilligung nicht mehr wie bisher vom Bundesministerium . 
fU~ Finanzen, sondern vom Finanzamt erteilt. werden soll (§ 15Abs.2)~ 

60/A IX. GP - Initiativantrag (gescanntes Original)40 von 49

www.parlament.gv.at



- 15 -

Die im 1\.bs.2 vorgesehenen. Fristen sind den im Tilgungsgesetz 
1951, BGBl.Nr. 155, bestiillIüten Fristen angepaßt. 

Aus Abs.4 lit.a geht hervor, daß sich die Freilag'erbewilli­
gung grundsätzlich nur auf Obj ekte erstrecken l;:ann, die sich in der 

" Gewahrsame des Antragstellers befinden. Scheidet ein Teil eines Fr8i-
lagers aus der Gewahrsame des Freilagerinhabers aus (z.B. bei Ver-

'.mietung einzelner -Lagerbehäl ter), so ist der Bewilligunc;sbescheid 
zu ändern (§ 15 Aos.3). Das Ausscheiden aller Freilagerobjekteaus 
der Gewahrsame des Freilagorinhahers führt gemäß § 17 Abs.2 lit.a 
zum Widerruf der Freilagerbewilligung. 

Die im Abs.4 lit.b und c angeflli~rten Ausschließungsgründe 
"entsprechen den im § 11 Abs.1 li t. a und b angefi.i.l:lrten Voraus­
setzungen fü:.!=' die Anordnung be sond~rer Übei~wachungsmaßnahmen für 
Erz6ugungsbetriebe. Die Anordnung besonderer Überwachungsmaßnahmen 
kommt für Freilager nicht in. Betracht, da eine Begünstigung nicht 
ers't durch eine zusätzliche B(:üastung der Verwaltung ermöglicht 
werctcm soll • 

..zu t 15 • 
. Die im Bewilligungsbescheid anzugebende örtliche Begrenzung 

(Abs.2 und 3) ist für die Beurteilung maßgebends ob ein Mineralöl 
als aus dem Betrieb weggebra~ anzusehen ist (Tatbestand, durch 
dessen Verwirklichung die Steuerschuld entsteht). 

Die Zuständigkeit des Finanzamtes zur Erteilung der Frei­
iagerbewilligung entspricht dem in den Verfahrensgesetzen der 

, , 

Abgabenverwaltung vorgesehenen Ins-canzenzug; sie soll niCht nur 
das Bewilligungsverfahren beschleunigen, sondern <:.-1em .Antr~.gstell.er 
auch die Möglichkeit ZU1' Jiinlegup.g eines ordentlichen' l1cchtsmi ttels 
geben. Nach den bisher geltenden Vorschri::i:'ten ist Cas Bund es­
ministerium für Finanzen zuständig, dessen Entsoheidung nur durch 
Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof oder an den V8rfassungs­
geriohtshof angefochten werden kann. 

, . 
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Zu..§. 16. 
Die Anzeigepflichtenentsprechen dgn gleichartig~n Ver-

I . 

pflichtungen der Inhaber von Erzeugungsbetrieben.Bezüglich der 

Anzeigefristen sie'he' die Bemerkungen zu § 10. 

Zu lu17 • 
Die neugeschaffenen Bestimmungen des Abs.1 lit.d sollen die 

Wei terfühJ;'ur:tg des Freilagers bis zur Übernahme des Betri.ebes durch 
.-
den neuen Unternehmer sichern .. Diesem vifird durch die vorgesehene . . 
Regelung die ],[öglichkei -;, gegeben, rechtzeitig eine auf seinen 

Namen la~tende Freilagerb€)willigung zu erwirken. . 
Wenrl: nachträglich eine d'er für die Ertei!-ung dßr Freilager-

bewilligung geforderten Voraussetzungen weggefallen ist, so ist 

die -Fre~tlagerbewilligunb nach Abs ~ 2 1i t. a zu wider:r'ufen~' In den 

Fällen des Abs.1 lit.b bis d sowie in den Fällen,des § 26 Finanz­

strafgeset'z bedarf es imines Widerrufes, weil das Recht zur Führung 

des Freilagers kraft Gesetzes erlischt. 

Solange das Recht zur Fuhrung des Freilagers nicht erloschen 

ist, unterliegt der Betrieb der amtlichen Ju ... usicht. Um zu ver­

meid.en, daß Betriebe überwacht \verden müssen, in denen sich 

durch längere Zeit kein Mineralöl befindet, ist im Abs.2 lit.b 

der Widerruf der Freilagerbewilligung vorgesehen, wenn im Fre~-. 

lager während eines Zeitraumes von mehr als sechs ~/Ionaten kein 

Mineralöl gelagert wurde. Eine Freilagerbewilligung kann auf , 
. Antrag jederzeit -~-iie'der erteilt werden, wenn die gefordertenVorau.s-

setzungen vorliegen. 

Zu § )~D. 
Durch die BestiE1mungen des A'os. 2 soll vor allem vermieden 

werden, daß Betrieben 9 in denen Mineralöl bloß umgefüllt wird 5 

eine freilagerähnliche Stellung zukommt • 

. Z.,u j 20. 

Eine Glaubhaftmachung des Bedarfes (Abs.1) wird insbesondere 

dann in Betracht ·lconlillen, wenn der Betrieb neu eröffnet wurde oder 
'" der Mineralölbedarf starken Schwankungen unterliegt. 

Die Übervfachung der Verv,rendungsbetriebe verursacht eine starke 

Belastung des Kontrollapparates der Finanzverwaltung. Die leichte' 
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Kontrollierbarkeit der bestimmungsmäßigen Verwendung muß deshalb 
nach wie vor eine wesentliche Voraussetzung für die Ausstellung 
von Freischeinen bilden (Abs. 2 lit. a). 

Der Bestimmung des Abs. 2 lit. b liegt qie Überlegung zugrunde, 
daß im Interesse der Sicherung des Steueraufkommens steuerliche Be­
günstigungen nur zuverlässigen Unternehmern eingeräumt we"rden sollen. 

Zu§ 22. 

In Hinkunft soll die Angabe der Bezugsquelle im Freischein 
entfallen, um dem Freischeininhaber beim Mineralölbezug wirtschaft­
liche Beweglichkeit einzuräumen. Die vorgesehene Ausstellung geson-

!Ir 

derter Freischeine für jede Mineralölart und ,die Ausstellung auf Teil-
mengen lautender F:reischeine ermöglichen dem lrreischeininhaber nunmehr 
auch den gleichzeitigen Bezug bei verschiedenen Lief~ranten, ohne daß 
wie bisher das Rücklangen des einzigen Freischeines abgewartet 
werden muß. .. -. 

Zu § 23. 
Zu den im Ergänzungsbescheid angegebenen Zwecken darf ab dem 

Zeitpunkt der Bekanntgabe des Bescheides auch das bereits vorher 
bezogene oder eingeführte Mineralöl verwendet werden. 

Zu § 27. 
Wird noch nicht verwendetes oder bereits bestimmungsgemäß 

verwende'tes MineJealöl aus dem Verwendungsbetrieb weggebracht, sö 
entsteht durch die Wegbringung die steuerschuld (§ 4 Abs. 1 lit.b), 
es sei denn, daß die bestimmungsmäßige Verwendung in der Erzeugung 
einer mineralölhaltigen vVare bestand, die nicht Steuergegenstand ist. 
Hat vor der Wegbringung eine bestimmungswidrige Verwendung statt­
gefunden, so entsteht die steuerschuld bereits durch die bestimmungs­

widrige Verwendune. 
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Die sinngemäße Anwendung der Bestimmungen, welche di~ 
Wegbringullg von Mineralöl aus Erzeugungsbetrieben betreffen, 
ermöglicht die Abgabe des nooh nicht- verwendeten oder berEd ts 
bestimmungsgemäß verwendeten Minera:;I.öis an Erzeugungsbetriebe , 
an Freii~ger .. der,auf', Freischeine. D~m Freisch~ininhaber wird da­

durch die Möglichkeit geboten, nicht mehr benötigtes oder im 
Betrieb nicht'mehr verwendbares Mineralöl ohne Eintritt einer' 
steuerlichen Belastung zu verwerten. Dies bedeutet für den Frei­
scheininhaber eine wesentliche Erleichterung, ", da die b,isher 
gel t~nden Vorschriften die Wei terga,be des. auf Grund -voll Frei­
scheinen bezo~enenMineralliHs nur für den Fall des Erlöschene 
oder des Entzuges der Be~ünstigung und auch dann nur'mit Bewilli­
gung des Finanzamtes zulassen. 

Zu § 28. 
Eine nicht durch Zeitablauf erloschene Bezu~sberechtigun~ 

erlischt aus den gleichen Gründen wie eine J!'reila.gerbewilliguni 
(§ 17 A bs'. 1). 

Zu§ 29. 
>.':'-0 •. , ' 

~urch diese Bestimmungen soll die Versteuerun~ jenes Mineralöls 
ermö~licht w~rden, das sich im Zeitpunkt des Wegfallens der für die 
Steuerbefreiung maßgebenden Vorau~s~t~ung~n im Verwendungsbetrieb 
oder auf dem Transport dorthin befindet oder das nach dem Erlöschen 

, ' 

der Bezugsberechtigung wiierrechtlich steuerfrei bezogen wird. 
Das Mineralöl kann aber an Erzeugungsbetriebe, an Freilager oder 
auf Freischeine abgegeben werden', ohne daß eine steuerliche Be­
lastung dieses Mineralöls eintritt (siehe die Bemerkun'gen zu § 27). 

Das Erlöschen der Bezugsberechtigung durch Zeitallauf ist im 
§ 2,' nicht erWähnt, weil der Zeitraum, innerhalb dessen das 
Mineralöl bezogen oder eingeführt werden dar~, nicht mit dem 
Zeitraum, innerhalb dessen das Mineralöl verwendet 'werden soll, 
zusammerifallenmuß" 

Zu § 30. 
Nach den bisher geltenden Vorschriftensind die Freischeine 

zusammen mit dem abgeschlossenen Verwendungsbuch dem Finanzam~ 
zu übergeben. Die Führung eines Verwendungsbuches "ist nicht mehr 
vorgesehen (siehe die folgenden Bemerkungen zu den §§ 31 bis 35). 

'. 
'. 
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Zu den §§ 31 bis 35. 
Diese Bestimmungen regeln nur 9 welche Umstände aufzu-.!':;,.;,.·_·~;,····"-,·_, 

zeichnen sind. In welcher Forrq die erforderlichen Aufzeichnungen 
geführt werden, bleibt dem Unternehmer überlassen. Es soll ibm 
in Hinkunft möglich sein, die erforderlichen Daten in seiner 
kaufmännischen Buchführung auszuweisen o 

Nach d~n bisher geltenden Vor:s.chr,iften haben Inhaber von 
Erzeug11ngsstätten, Steuerfreilagernode,r Freischeinen für ZweCke 
der M1neralölsteuer Aufzeichnungen in Buchformnach den in der 
Mit:leralölsteuerdurchführungsverordnung vorgeschriebemen Mustern 
zu führen· (Steuerbücher, Freilagerbücher und Verwendungsbücher). Die 
Führung,dieserBücher verursachte in vielen Fällen eine zuaätzliche 
Belastung'des betrieblichen Verwaltungsapparates, weil sie Angaben 
enthiEü ten, _ die im Regelfall auch in der ka~fmännischen Buchführung 
aufschienen., Auch die 'Anwendung einheitliche;r Formvorschriften führte 

. , 

wegen der, innerhalb der einzelnen Betri~skategori'en bestehenden 
unterschiedlichen Verhältnisse zu Schwierigkeiten .. 

Zu § 31. 
Abs.1 lit. c trägt den besonderen Verhältnissen in Raffinerien 

Rechnung~ 
Vvenn die im Abs. 2 li t. b Z. 1 und 2 und lit. d Z •. 1 bis;; 

angeführten Umstände aus Belegen ersichtlich sind, erübrigt sich 
ihre abermalige Anführung in den zu führenden Aufzeichnungen. 

Zu § 34-. 
Die Führung der im Abs. 3 angeführten Aufzeichnungen i'st 

wegen der lückenlosen Überwachung der Verwendung des auf Grund 

von Freische:men bezogenen oder eingeführten Mineralöls- notwendi~. 

Die Über:r{ahme der Bestimmung·des au:fgehobenen § 5 Abs. 2 letzter 
Satz'des MineralÖlsteuergesetzes 1949, ~onach Freischeininhabern 

. I 

der Handel rili t versteuertem Mineralöl untersagt war, erscheint 

deshalb entbehrlich. 

Zu § 35. 

., . 

In Fällen, 'in denen die zahlreichen täglichen Wegbringungen 
aus Gründen der inneren Betriebsorganisation nicht immer am Tag der 
Wegbringung aufgezeichnet werden kÖnneIl.,soll die Bestimmung des 
Abs.2 Härten vermeiden; sie nimmt auch auf die Einführung der Fünf-

tagewoche Bedacht ..~ .... 
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Zu § 36. 
Zu den im Abs.2 angeführten Transportmitteln ge~ören in 

erster Linie Tankfahrzeuge und Rohrleitungen. 

Zu § 37. 
Eine Kennze·ichnung (Abs.2 lit. g) von Mineralöl (z~B. durch 

Färben) wird vor allem in Verwendungsbetrieben in Betracht kommen. 
I •• 

Sie kann unter Bmständen eine Voraussetzung für die Ausstellung von 
·Freischeinen bilden, wenn ohne ihre Vornahme die bestimmungsmäßige 
Verwendung des Mineralöls nicht oder nur durch umfangreiche 

• 
oder zeitraubende Überwachungsmaßnahmen gesichert werden könnte 
(§ 20 Abs. 2 lit.a): 

Zu § 38 • 
. " Nach den bisher gelten~en Vors6hriften sind die Mineralöl­

bestände nicht nur-vom Unternehmer, sondern jährlicheinntal 
auch von Amts wegen festzustellen. Die amtlichen Bestandsauf­
nahmen konnten wegen Überlastung der Verwaltung nicht immer gleich­
zeitig mit den von den Unternehmern vorzunehmenden Bestandsauf­
nahmen stattfinden. Es ergab sich daraus eine zusätzliche Be­
lastun~Bolcher Betriebe, in denen Mineralölbestandsaufnahmen nur 
durch€eführt werden können, wenn die Arbeit im Betrieb für die 
Dauer der Bestandsaufnahme eingestellt wird. Es erscheint deshalb 

. angezeigt, eine alljährlich durchzuführende amtliche Feststellung 
der Bestände nicht mehr vorzusehen, zumal das Finanzamt die ~ 

Mineralölbestände gemäß § 37 Abs. 2.lit. d jederzeit (zum Beispiel bei 
Verdacht eines Finanzvergehens ) von Amts wegenfest'stellen kann. . .. " 

Als weitere Erleichterung soll die Bestandsaufnahme in Fällen, in 
lenen das Wirtschaftsjahr vom Kalenderjahr abweicht, nicht mehr 
wie bisher auch am Ende des Kalenderjahres vorgenommen werden müssen. 

Zu § 39. 
Diese Vorschrift soll vor allem den Vergleich der festgestellten 

mit. den rechnerisch ermittelten Beständen ermöglichen. 

Zu § 40. 
Diese Bestimmungen behandeln jene Obliegenheiten des Betriebs­

inhabers, deren Erfüllung für die Ausübung der im § 37 angef~rten 
Befu~isae des Finanzamtes notwen~ig ist. 

; . 
.. ~ 
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Zu § 41. 
Die vorgesehene Anzeige hat nicht nur den Zweck, die 

Abgabenbehörde davon in Kenntnis zu setzen, daß sich 
unversteuertes Mineralöl auf dem Transport befindet ~. sie ist auch 
für den steuerschuldner dann ein wichtiges Beweismittel, wenn 
Mineralöl auf dem Transportzugrundegegangen ist (§ 7 Abs.1 
lit.a). 

Die Anzeigen sind künftig nur mehr in einfacher statt bisher 
in dreifacher Ausfertigung zu erstatten und an das Finanzamt zu 
rich ten, in dessen Bereich s ich der Betrieb des Abnehmers befindet.· 
Die bisher angeordnete Anmeldung der Aufnahme des Mineralöls in 
den Betrieb des Abnehmers entfällt. j,Dine weitere Vereinfachung 
bedeutet die nach Abs.4 zulässige Zusammenfassung mehrerer 
Wegbringungen in einer Anzeige, die·in den bisher geltenden 
Vorschriften nicht vorgesehen ist. Die Anzeigefrist (Abs.3) 
soll in Übere.instimmung mit den Vorschriften des § 35 Abs. 2 
verlängert werden. 

Zu § 42. 
Diese sc~on bisher bestehende Anzeigepflicht wird mit der 

Maßgabe beibeaal ten, daß in Fällen, in denen die zDlla'mtliche 
Abfertigung im Betrieb stattfindet, auf die Anz2ige verzichtet 
wird. 

Für das im Abs.1 bezeichnete Mineralöl ist die steuerschuld 
bereits nach den bis~'J.er gel tenden Vorschriften entstanden. Auf 
solches Mineralöl sollen deshalb jene Bestimmungen anzuwenden sein, 
die im Zeitpunkt des Entstehens der steuerschuld gegolten haben, 
es sei denn, daß es sich im Zeitpunkt des Inkrafttretens cler 
neuen Bestimmungen in einem Erzeugungsbetrieb,' einem Freilager 
oder einem Verwe.ndungsbetrieb befindet (Abs. 2) cder daß es 
sich um ein im § 47 Abs.2 bezeichnetes Mineralöl handelt. 
Wird Mineralöl, für das die steuerschuld bereits nach den bisher 
geltenden Vorschriften entstanden ist, nach dem Inkrafttreten der 
neUen Bestimmungen in einen Erzeugungsbetrieb, ein Freilager 
oder einenVerwendungsbetrieb aUfgenommen, s? gelten für dieses 
Mineralöl ab dem Zeitpunkt der Aufnahme die neuen Bestimmungen. 
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Die Übergangsyorschrift des Abs.3 ist zur Verm3idung 
einer mehrmaligen Besteuerung erford8rlich 7 da sich nach 
den bishe'r gel tenden Vorschriften in 'lGrzeugungsstätten 
und Steuerfreilagern auch ber,,3i ts versteuertes IJ'ineralöl 
befinden konnte. 

Zu §44.' 
Diese BGstimmung ist notwendig 9 um dcJ.s Verhältnis 

des Iüncralölsteuergesetzes 1959 zu den hier ervvähnten .. . .' , 

andei~'en RechtsvorGchriften klarzustellen. Sie bringt 
zum Ausdruck, daß diese Rechtsvorschriften? soweit sie die 
Mineralölsteuer betreffen? auch nach dem Inkrafttreten des 
Mineralölsteuergesetzes 1959 in Geltung bleiben ~nd weiter 

anzuwenden sind. 

~ § 45., 
Diese Bestimmung ist hauptsächlich für Steuerfreilager 

von ,Bedeutung, in denen das Mischen von Mineralölen den . 
ausschließlichen oder überwiegenden Betriebsgegenstand 
bildet (zum Beispiel Steuerfreilager, in denen Treibstoff­
gemische aus Berizin und Benzol hergestellt werden). ~ie 
kommt auch für Betriebe in Betra9ht, in denen aus Braunkohlen­

teerölen steuerpflichtige Gegenstäade hergestellt werden" 
die bisher nur aus Steinkohlenteerölen hergestellt wurden. 

Zu ~. 46., 
1}s 'wird klargestellt, daß auf die Bewilligungen zur 

Führung von Steuerfrei lage rn die neuen Bestimmungen anzu­
wenden sind. 

Zu § 41!. 
Die Aufhebung des § 7 der I\;,[ineralölsteuerdurchführungs-

!l 
verordnung, wonach'der gewerblichen Verwendung dienendes 

' .. 

Mil1eralöl steuerfrei war, ist mit -dem Ablauf des 15.Juni 1959 
wirksam geworden. Die auf Grund eines bis zu diesem Zeitpunkt 
erteilten Freischeines zustehende Berechtigung zum Bezug von 
steuerfreiem Mineralöl konnte deshalb soither nicht mehr ausge ... 
ül;>t werden. Die Übergangsbestimmungen sollen b~wirken, daß jenes -tIrII 

Mineralöl naoh träglich steuerfrei wird, das s touerfrei geweso.n .. ~ 
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wäre, wenn die bis zum Ablauf des 15.Juni 1959 bestandene Bezugs­

berechtigung hätte weiter ausgeübt werden können (Abs.1). TIaß das 
Fehlen gesetzlicher Bestimmungen über die Steuerfreiheit des der 
gewerblichen Verwendung dienenden Mineralöls nicht sofort eine Erhöhung 

dbr Preise jener Waren verursachte, zu deren Erzeugung odor Bearbei­
tung Mineralöl benötigt wird, ist darauf zurückzuführ8n, daß die 
Mineralölerzeuger und Mineralölhändler für :r,uneralöl, (as sie 

nach dem 15.Juni 1959 an Kunden geliefert haben, die es vorher 
auf Grund eines Frcdscheines steuerfrei beziehen konnten, zwar 
den Preis für versteuertes Mineralöl in Rechnung stellten, aber den 
auf die Mineralölsteuer samt Zuschlag entfallenden Teil des Kauf­
preises vorläufig in der Erwartung nicht einforderten, daß die 

vom Verfassungsgerichtshof aufgehobenen Befreiungsbestimmungen 
'in Kürze ·durch neue gesetzliche Bestimmungl3n ersetzt werden, 

die i'1ü.~ solches Mineralöl Steuerfreiheit gewähren. TIie auf clieses 
Minera.1öl entfallenden Verbrauchsteuern (Mineralolstcuer und 

Zuschlag zur Mineralölsteuer), soweit diese im Jahre 1959 fällig 
sind, vmrdcm von den Abgabenbehörden bis zum Jahresende gestundet .. 

Die im Abs.1 vorgesehene Steuerfreiheit tritt nur ein, wenn 

das I\!fineralöl zu ei nem. im Froischein angegebenen Z'weck verwendc~t 
wurde; es ist ohne Belang, ob die Verwendung vor.oder nach dem 

Inkrafttreten des Mineralölsteuergesetzes 1959 stattgefunden hat. 
Um zu vermeiden, daß das vorübergehende Fehlen von Rechtsvor­
schriften über die Siteuerbefreiung dos der gevl'erblichen Verwendung 
dienenden Mineralöls in einzelnen Fällen zu ungerechtfertigten 
Stouervorteilen führt 7 soll durch Abs.2 die Rechtsgrundlage für 
die Besteuerung jenes bis zum Ablauf dos 15.Juni 1959 auf Grund 
von Freischeinen bezogenen oder eingeführten Mineralöls geschaffen 

werden, das in der Zeit, in dor die Bezugsberechtigung nicht aus­
geübt werden konnte, zu Zwecken vervvendet wurde, zu donen während 
des Bestehens dor :Bezugsberechtigung steuerfr2ies Mineralöl nicht 
verwou<let werden durfte. 

Zu § 49. 
Diese Regelung soll die Einhaltung der Anmelde~ und Anzeige­

fristen erleichtern. Sie gilt derz.ei t nur für Fristen im Rechts­
mittelverfahren. 
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